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a

Die Posi-tionen des Eur ischen Gewerkschaftsbundes EGB

und der Organe der Europ äischen Gemeinschaft ( EG)

nüber Mu ltinationalen Konzernen MNK

Eine Dokumentation

VORWORT

seit seiner Gründung hat der Europäische Gewerkschaftsbund

eine vielzahl von Stellungnahmen zum Problembereich multi-

nationalerKonzerneinEuropaabgegeben.Adressatdieser
stellungnahmen waren und sind insbesondere die InstituLionen

undOrganederEG,dieaufGrundihrerBefugnissegesetz-
geberische Initiativen gegenüber multinationalen Konzernen

ergreifen können.

Mit dieser Dokumentation soII der Versuch einer Bestands-

aufnahme unternommen werden, die einerseits d.em gewerkschaft-

lichenPraktikerdieForderungendesEGBzumProblembereich
multinatj-onaler Konzerne in Erinnerung bringen wi11, anderer-

seitseinenUberblickzumstandd'erGesetzgebungderEuro.
päj-schen Gemeinschaft gegenüber den Multinationalen Konzernen

(MNK) verschaffen wi11.

Im ersten TeiI werden deshalb Auszüge aus dem "Europäischen

Aktionsprogralnm - Multinationale Konzerne " des EGB vom

Junj.IgTTwiedergegeben,dasimmernochalsallgemeineRicht-
schnur für die Forderungen des EGB gilt ( siehe 2'L )'

Geplante und beschlossene Massnahmen' die

tionen der Gemeinschaft ergriffen wurden'

Teil beschrieben.

von den Institu-
werden im zweiten

rm Dokumentationsteir sind zu beiden Kapiteln aktuarisierte

stellunqnahmen des EGB und bereits beschlossene Richtlinien

des Ministerrats der Europäischen Gemeinschaft abgedruckt'
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Eine ubersicht über a'le vom EGB abgegebenen steltung-
nahmen zum Bereich multinationaler Konzerne und übergeplante und verabschiedete Massnahmen der GemeinschaftsoI1 dem Leser die Möglichkeit erleichtern, hier nichtabgedruckte Dokumente vom EGB-sekretariat oder von denGemeinschaftsinstitutionen anzufordurr,. (*)

Besonderer Dank gilt Marion Her1mann, der a's praktikant
des EGB mehrere Monate im EGr arbeitete. Mit dieser Doku_mentati-on glauben wi-r, auch ei.ne notwendige Basisi-nfor_mation zur gegenwärtigen politischen Diskussi-on zv liefern,
um di-e Rechte der Arbeitnehmer auf mehr rnformation undKonsultation insbesondere in den Multinationalen Konzernen
auszubauen.

(+) Europäischer Gewerkschaftsbund, z.Hd. Ernst piehr,37 ' Rue Montagne aux Herbes potagöres, 1000 Brüsser-
Europäi-sches Gewerkschaftsinstitut, Boulevard de1'Imp6ratrice , 66, IOOO Brüsse1 ( Boite 4 )
Kommission der Europäischendirektiotr V, 2oO, nüe d. i;

Günter Köpke
EG]

Ernst Piehl
EGB

Gemej-nschaft, General-loi, IO4O Brüssel
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I EINFUHRUNG UND ÜBERBLICK

1.1 Der EuroPäi.sch rkschaftsbund (EGB) gegenübere Gewe

den Multinationalen Konzernen

BeidenGründungdesEuropäischenGewerkschaftsbundes
im Jahre Ig13 beschlossen die Gründungsmitglieder in

der Präambel ihrer satzung, " die sozialen, wirtschaft-

]ichenundkulturellenlnteressenderArbeitnehmer
auf der Ebene Europas im allgemeinen und bei allen

europäischen Institutionen - einschliesslich der

Europäischen Freihandelszone zu vertreten und z\r

fördern. "

zunehmende Macht multinationaler Konzerne in EuroPaDie
und
EGB,

mitg

in der Welt ist auch eine
der die Interessen von 40

Herausforderung für den

Mil lionen Gewerkschafts-

liedern aus 18 westeuropäischen Län<lern vertritt'

Die wirtschaftliche Macht der multinationalen Konzerne

hat viele Auswirkungen. Sie bewegt Ströme von Kapital,

Investitionen, Rohstoffen und Halb- und Fertigprodukten

überLändergrenzenundKontinentehi.nweg.Diesemulti.
nationale Strategie, aber auch die damit verbundenen

Entscheidungen,stehennichtseltenimWiderspruchzl)
den nationalen orientierungen von staaten, in denen ein

multinationaler Konzern tätig ist'

In einer solchen von unternehmern bestimmten strategie,

dieinersterLiniedurchdasStrebennachmaximalen
Gewinnen beherrscht wird, haben wirtschaftliche r sQZiale

und kulturelle Interessen der Arbeitnehmer nur wenig

P1atz.
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Es entspricht demokratischem Verständnis, dass jede Artvon Macht kontrorliert werden mussr ,rl ihren Missbrauch
zu verhindern. Mit der Ausdehnung der multinationalen
unternehmenstätigkeit sind neue wirtschaftr_iche Macht_strukturen geschaffen worden, die den Missbrauch wirt_schaftlicher Macht erleichtern, weil nationale Gesetze undBestimmungen eine ausreichende Machtkontror_te nicht mehrgewährleisten.

In den letzten Jahren haben internati onale Organisationen twie die Vereinigten Nat j-onen, .die OECD, der Europarat unddie fAO, damit begonnen,
multinationale Konzerne
sind sehr zu begrüssen,
der multinationalen Unte

unverbindliche Verhaltensregeln für
auszuarbeiten. Di_ese ersten Schritte
obwohl sie a1lein nicht ausreichen,
rnehmenstätigkeit eine feste und ge-ordnete Grundlage zu verschaffen.

Nach Auffassung des Europälschen Gewerkschaftsbundes müssenauf der Grundlage der bestehenden nationalen Gesetzgebungen
zusätzliche rechtsverbindliche Regelungen getroffen werden,die transnationale Gültigkeit haben, insbesondere auf demGebi-et des Gesellschaftsrechts. Dies kann sowohr in der
Europäi-schen Gemeinschaft ars auch in der EFTA geschehen,
ebenso auf dem wege von internationaren Abkommen, in dieLänder aus der Europäischen Gemeinschaft und der EFTA einzube_ziehen wären.

D.r h.t sich in Zusammenarbeitmit dem rnternationalen Bund Freier Gewerkschaften ( rn'c )und dem Weltverband der Arbeitnehmer ( WVa ) bei der OECD, beimEuroparat und bei der fAO dafür eingesetzt, dass Verhaltens_regeln ausgearbeitet werden und dass sie, wo sie bereitsbestehen' angewandt und noch erweitert und wirksamer formuli-ert
werden.

Seine besondere Aufgabe sieht der Europäische Gewerkschaftsbund
darin darüber hinaus i-nsbesondere bei, den In stitutionen der EGgesetz qeberi-sche fnitiativen in den Fragen vorzuschlagen undzu fördern die konkrete und
Regeln brauchen.

verbindliche Bestimmungen und
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Die nachstehend erhobenen Forderungen des EGB
(+)

betreffen nicht nur die Multinationalen Konzerne'

sie haben vielmehr allgemeine Bedeutung und gründen

sich auf die beobachteten Folgen der Internationalisierung
der Wirtschaftstätigkeiten, in der die MNK zwangsläufig

eine bedeutende Rolle übernommen haben'

I INVESTITIONEN

l.DieRegierungenmüssendieVoraussetzunqendafürschaffen,
dass orj-entierungsdaten für den Investitionsbedarf in den

wichtigen wirtschaftlichen sektoren erarbeitet werden

können.

Jede Regierung beauftragt eine bestehende oder neu zr)

schaffende Dienststelle, sj-ch mit allen Fragen der In-

vestitj-onstät,igkeitzubefassen(d'azu'zählenauchdie
Investitionen im staatlichen bzw. öffentli-chen Bereich ) '

Bei dieser stelle si-nd alle Investitionen zu melden, die

einen bestimmten Umfang überschreiten'

Diese Dienststelle hat
Investitionen.

die Funktion einer Meldestelle für

Den Vertretern der: Arbeitnehmer im investierenden unter-

nehmen ist 1n der Phase der vorbereitung und der Durch-

führung einer Investitionsentscheidung ein gesetzlich

garantiertes Informationsrecht und Konsultationsrecht zu

gewähren.

4. Zwischen den Regierungen bzw. den nationalen Meldestellen

für rnvestitionen sollte ein regelmässiger lnformations-

austausch über rnvestitionen von multinationalen Konzernen

stattfinden, ebenso über alle wichtigen Konzentrations-

operati-orien.

3

(+) Auszüge aus dem "Europäischen Aktionsprogralnm -

nationale Konzerne " , Juni 1977

Multi-
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Die Gewährung von direkten finanzielren Beihilfen oder
von steuervergünstigungen für rnvestiti_onen kann nur dann
erfolgenr w€rlrl geprüft ist, ob alle mit einer fnvestition
verbundenen gesetzlichen vorschriften eingehalten werden.
Darüber hinaus sor-rten die einzelnen Regierungen zusätz-
liche Bedingungen für die Gewährung von Beihilfen aller
Art für rnvestitionen festlegen. Die Gewährung solcher
Beihil-fen muss sich vorrangig an der Frage orientier€rlr
ob eine rnvestition dazu geeignet ist, geserlschaftriche
Bedürfnisse zu erfü1len ( z.g. Erhaltung und Schaffung
von Arbeltsplätzen, umweltfreundlichkeit, standortwahl
usw.. )

Auf der Ebene der organe der EG und der EFTA ist eine
Dienststelle einzurichtenr än werche die rnvestitlonen
und rnvestiti-onsprogramme der unternehmen aus al-len noch
zu bestimmenden sektoren zu melden sind, welche in stärkerem
Umfang internationaLisiert sind.

Es muss geprüft werden, welche Rol1e in einer rnvestitions-
politik die bestehenden oder noch zu schaffenden wirt-
schafts- und sozialräte auf der Ebene der EG, auf nationaler,
regionaler und sektorielrer Ebene spielen können.

Bei rnvestitionen in Drittländern sind die vertreter der
Arbeitnehmer des investierenden unternehmens durch die
Leitung dieses unternehmens rechtzeitig zu informieren
und zu konsultieren.

6

7

8
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II. KONZERNRECHT

Einheitliche konzernrechtliche Bestimmungen müssen

unbedingt in den folgenden Fragen geschaffen werden:

I. Genaue Definition der Konzerneigenschaft ( einheitliche
Leitung,AbhängigkeitderKonzernunternehmen'Ver-
fahren zur Feststellung der Konzerneigenschaft );

2. Schutzbestimmungen für die Aktionäre und Arbeitnehmer

der abhängigen Konzernunternehmen;

3. Verpflichtung zur Aufstellung und veröffentlichung von

konsoli-dierten Konzern-Jahresabschlüssen nach einheit-
lichen Regeln;

4. Einrichtung eines Informations- und Konsultationsorgans

für die vertretung der Arbeitnehmer aus allen Konzern-

unternehmen;
5. Vertretung der Arbeitnehmer auf der Ebene der organe des

herrschenden unternehmens. Dort muss ein System der Arbeit-

nehmervertretung geschaffen werden, d'as es den Arbeit-
nehmern und ihren Gewerkschaften erlaubt, auf dj-e zLeL-

setzung und Politik der Konzerne, j.nsbesondere der multi-

nationalen Konzerne, Einfluss zu nehmen'

WettbewerbsPolitik Unternehmenskonzentration undIII.

I

Marktbeher rschung

DieWettbewerbsgesetzgebungmusssichaufdasPrinzip
stützen, d'ass alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen

oder Unternehmensvereinigungen oder aufeinander abgestimmte

verhaltensweisen, die den wettbewerb verhindern, ein-

schränken oder verfälschen können, verboten sind. Ausnahmen

vorn Prinzip dieses verbots sind nur zuzulassen, vlenn eine

Vereinbarung oder eine abgestimmte verhaltensweise nach-

weislich dazu geeiqnet ist, den Interessen der Allgemein-

heit,d.erArbeitnehmerundderVerbraucherzudienen.
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I

Die Wettbewerbsgesetzgebung muss gewährlelsten,
dass die Entstehung von marktbeherrschenden stellungen
einzelner unternehmen oder von Gruppen von unternehmen
verhi-ndert wird.

A1Ie Arten von operationen, die zu einer weiteren unter-
nehmenskonzentration führen, sind einer eigens dafür
geschaffenen stelre anzuzeigen. Es sind Kriterien auf-
zustellen ( z.B. Umsatz, Beschäftigte, Kapital, Bilanz_
summe' Marktanteil ), bei deren uberschreiten ein Verfahren
zur Genehmigung der beabsichtigten Konzentrationsoperation
ei-nzuleiten ist.

Bei allen Konzentrationsoperationen von unternehmen müssen
die Arbeitnehmervertreter der beteiligten unternehmen das
Recht zur vorherigen rnformation und Konsultation bekommen.

Es muss angestrebt werden, in alren Mitgliedsstaaten der
EG und der EFTA einheitriche Regeln für die übernahme von
unternehmen aufzusterlen und in Kraft zu setzen.

4

5

6. In al1en Ländern muss im Rahmen
gut funktionierendes System von
überwachung eingerichtet werden

der lVettbewerbspolitik ein
Preisinformation und preis-

I

rV. STEUERN STEUERKONTROLLE

Die syst,eme der Körperschaftssteuerreinschliessli-ch der
steuersätze, solr-ten im Rahmen eines allgemeinen planes
zurHarmonisj-erung al1er direkten und indirekten Steuern
weitgehend harmonisiert werden.

Der rnhalt der bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen muss
überprüft und gegebenenfalls den heutigen Verhältnissen
und Notwendigkeiten angepasst werden.

2
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3 UmdemFiskuseinelückenlosesteuerlicheErfassungl
der Dividenden- und sonstigen Kapitalerträge zu

sichern, ist eine Quellensteuer auf diese Erträge

einzuführen'dievondenSteuerpflichtigenbeiihrer
Einkommensteuer-Erklärung angerechnet wird'

Im Rahmen eines internatj-onalen Systems der Steuer-

überwachung und -kontrolle ( siehe ziffer 2 ) muss

eine einheitliche Regelung für die Kontrolle von

konzerninternen Verrechnungspreisen qetroffen werden

( Lieferungen von Material, Gütern oder Dienstleistung'en'

Patente, LLzenzen etc. )

4

5 Auf längere Frist ist in Zusammenarbeit

Regierungen konsequent anzustreben, die

Steueroasen abzuschaf fen'

zwischen allen
sogenannten

6

Als Sofortmassnahme sind Kontrollen erforderlich, die

garantieren' dass Erträge, die zentral angesamnelt

werden, zunächst am ort ihrer Entstehung besteuert werden'

Finanzielle Transaktionen, die über nationale Grenzen

hj.nwegvorgenonunenwerdenunddenenkeintatsächlicher
Geschäftsvorgang zugrunde liegt, sind mit einer Strafsteuer

zu belegen.

V. KAPTTALMARKTE

Imlnteressea}lerStaatenundihrerVolkswirtschaften
müssen einheitliche und wirksame Kontrollmassnahmen ge-

troffenwerdenrdieverhindernrdassmultinationale
Konzerne oder andere organismen kurzfristige Kapitalbe-

wegungen mit spekulativem Zweck durchführen'

I
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2 Die Ro1le der Banken im internationalen Kapitalverkehr
bedarf einer besonderen Beobachtung und muss durch be_stehende oder neu zu schaffende organe der Bankenaufsicht
besser kontrolliert werden.

3 Die Staatengemeinschaften EG und EFTA, .er Europarat
und die oEcD sollten sich schnellstens über eine weitge_spannte Zusammenarbeit ln Europa und zwischen allenInstitutionen verständigen.

4 Für die unternehmen, insbesondere multinationare Konzerneund Banken, sind strengere pubrizitätsvorschriften fest_zusetzen

VI. Verbreitung von technoloqischen Kenntnissen

uberprüfung des pari-ser Abkommens von rgg3 und Ersetzungdurch ein system, i-n werchem bilaterale oder multilaterare
Geblihrenverhandlungen stattfinden; insbesondere Uberprtlfungder Laufzeit von schutzrechten angesichts des beschleünigtentechni-schen Fortschritts.

Extensive Auslegung aller vorschriften des Abkommens vonLom6, abgeschlossen zwischen der EG und den AKp-staaten,
um dlesen staaten hinsichtlich der Anwendung technologischerKenntnisse alle Vorteile zu gewähren.

Massgeblicher Einf'uss des staates auf die Anwendung neuerTechnolog:Len, wenn er im Bereich der technologischen
Forschung fi-nanzielle Mittel zur verfügung sterlt;

Entwicklung von arbeitsi-ntensiven Technologien, deren An_wendung für Entwicklungsländer besonders geei-gnet ist.

l.

2

3

4
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Aufforderung an die multinationalen Konzerne, bei der

Ausbildung und Fortbildung von Fach- und Führungs-

kräften in den Entwicklungsländern die heimische Be-

völkerung weitestgehend einzuschliessen

Einrichtung einer stelle bei einer internationalen
organisation oder, zunächst bei der Kommj-ssion der EG

und beim Generalsekretariat der EFTA, der alle Verträge

über die Nutzung von Patentrechten und über die Zahlung

von Lizenzgebühren gemeldet und eingereicht werden.

Einwirkung auf dj-e Entwicklungsländer, um zu erreichen,
dass sich Gruppen von ihnen in einzelnen Regionen zu-

sammenfinden und gemeinsame Regeln vereinbaren' die es

den Besj-tzern von technologischem wissen erschv'Ieren,

einzelnen Entwicklungsländern die Bedingungen für Inve-

s:ti.tionen und für die Zahlung von Lj-zenzgebühren zu dik'tieren'

VII. Solidaritätsrechte der Arbeitnehmer

Bei den internationalen organisationen, welche sich mit der

Ausa,rbeitung von verhaltensregeln für multinationale
Konzerne befassen, sollten die Solidaritätsrechte der

Arbeitnehmer in die Bedingungen eingeschlossen werden'

Besonders die IAO sollte sich bemühen, eine internationale
Regelung auf diesem Gebiet vorzuschlagen'

sympathiestreiks und Boykottmassnahmen sollten innerhalb

eines äbgegrenzten wirtschaftsbereiches iiberall möglich

sein, wenn eine internationale Gewerkschaftsorganisation
im Einvernehmen mit ihren angeschlossenen Organisationen

dazu aufruft.

6

7

I

2
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Die Regierungen der EG und der EFTA werden aufgefordert,

a) ihren Einfluss bei den internationalen organisationen
und fnstitutionen geltend zu machen, damit das problem
der solidaritätsrechte der Arbeitnehmer auf die
Tagesordnung kommt,

b) in ihren Ländern zu prüfen, auf welche lveise bestehende
Eesetzliche oder sonstige vorschriften geändert werden
könnenr ürTl i-nternationalen soridaritätsaktionen der
Arbej-tnehmer einen legalen Charakter zu geben.
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Vorschläge und Massnahmen der Europäischen GemeinschaftL.2
qeqenüber multina ti-onalen Konzernen

Im November Ig73 hatte die Kommission der Europäischen

Gemeinschaften ( EG ) dem Ministerrat eine Mitteilung
mit dem Titel " Die multinationalen unternehmen und

die Gemeinschaft" vorgelegt, in der auf negative Aus-

wirkungen der "Multinationalisierung" der Unternehmen

in der EG hingewiesen wurde. In der Mitteilung heisst es:

Die Tatsache, dass die multinationalen Unternehmen das

wirtschaftliche und soziale, ja selbst das politische
Leben der Länder, in denen sie operieren, immer stärker
beeinflussen, löst jedoch schwere und so weit verbrej-tete

Bedenken aus, namentlich im Zusammenhang mit Beschäfti-
gung, Wettbewerb, Steuerflucht, störenden Kapitalbe-
vüegungen und wirtschaftlicher unabhängigkeit der Ent-

wicklungsländer, dass es die Aufmerksamkej-t der öffent-
lichen Stellen verdient. "

Damit begründete die Kommission Massnahmen, die einen ein-

heitlichen Rahmen für die Tätigkeit multinationaler Unter-

nehmen in der EG schaffen(sollen) '

Auf der Grundlage der Verträge von Rom kann die Kommission

vorschläge an den Ministerrat richten, die dann in F'orm

von verordnungen und Richtlinien vom iqinisterrat verab-

schiedet werden und für aIIe Mitgliedsstaaten bindend sind'

EG-Verordnunqen schaffen verbindliches neues europäisches

Recht, während Richtlinj-en verbindliche Normen aufstellen,
die das nationale Recht verändern. Das heisstr die

Mitgliedsstaaten verpflichten sich, durch nationale Ge-

setzesakte die harmonisierten Rechtsvorschriften in ihre

Gesetzgebung auf zunehmen.



I4

In der EG sind bi s jetzt von der Kommissj-on etwa
30 Vorschl äge entwickelt worden, die direkt oder
indirekt multinationale Konzerne betreffen. Diese
zahl erscheint eindrucksvoll, aber sie täuscht. Denn
dies heisst keineswegs, dass der Mini-sterrat schon alle
vorschläge in Rechtsetzungsakten umgesetzt hat. fm
Gegentell, viele vorschläge wurden vom Ministerrat
nicht behandelt oder verschwanden wieder in den schubladen.

Bei der Harmonisierung des unternehmensrechts in der
EG sind von der Kommission, die auch in diesem Bereich
das alleinige Vorschlagsrecht hat, neun sog. gesel1_
schaftsrechtriche Richtlinien zur verabschiedung beim
Ministerrat vorgelegt worden, die alle zur Konsultation
und stellungnahme an das Europäische parlament und an denlvirtschafts- und sozialausschuss der EG gegangen sind.

fn Kraft sind derzeit di-e erste, zwelte, dritte und vierte
Richtlinie ( siehe 2 .4 )

Die Entscheidung über die 5. Rj_chtlinie, die die Mitbe_
stimmung der Arbeitnehmer und di-e struktur der Aktien-
gesellschaften in den Mitgliedsstaaten koordinieren soll,steht noch äh, obwohl der vorschlag der Kommission an denMinisterrat bereits schon Ig72 gerj_chtet wurde ( siehe 2.2 )

Aber auch noch andere Richtlinien sind im Entscheldungs-
Prozess der Gemeinschaft noch ni-cht vorangekommen. Der
vorschlag einer 7. Richtlinie - eine zweifelsohne fort-
schrittliche rnitiative fordert von allen Konzernen die
Aufstellung und veröffentlichung eines konsolidierten
Jahresabschrusses, in dem arle zum Konzern gehörenden
unternehmen einzubeziehen sind. Nach dem rnkrafttreten
der 7. Richtlinie wären zusammen mit 4er 4. Richtrinie vor_schriften verwi_rklicht, die auch multinationale Konzerne,
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soweit sich die Muttergesellschaft in einem EG-

Mitgliedsstaat befindet, ein weit höheres Mass an

publizität abfordern, als dies momentan der FaIl ist.
zur zeLt gibt es im Ministerrat noch Diskussionen über

die präzise Definition des Konzerns, dj-e die voraus-

setzung für die Anwendung der 7. Richtlinie ist.

Auch Verordnungen bezüglich der Harmonisierung des

Unternehmensrechts, die nach der Verabschiedung durch

den Mj-nisterrat unmittelbares europäisches Recht setzen

würden, sind bis ieLzL noch nicht in Kraft getreten.

Der Vorschlag für das "StatuL einer Europäischen Aktien-
gesellschaft " von 1970 ist von der Kommission nach lang-

wierigen Beratungen, vor allem im Europäischen Parlament'

Ig75 in einer geänderten Fassung vorgelegt worden. Der

Entwurf liegt seitdem beim Ministerrat. Ebenfalls als

vorschlag liegt eine verordnung des Rates über die

"Europäische Kooperationsvereinigung " vor'

Auf Grundlage des Art. 117 des EWG-Vertrages, der die

Abstimmung der Sozialverordnungen der Mitgliedsstaaten
vorsieht, hat der Ministerrat bereits drei sog. sozial-
politische Richtlinien verabschiedet, die für Arbeitnehmer

in multinationalen Konzernen von Bedeutung sind.

Die Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften über

I,4assenentlassungen aus dem Jahre lg75 fordert bei ej-ner

geplantenMassenentlassungeineKonsultationzwischen
unternehmen und Gewerkschaften, mj-t der versucht werden

soll, die Massenentlassung zu vermeiden ( siehe 2'5 )' Die

LgT7 verabschiedete Richtlinie über die wahrung von An-

sprüchen der Arbeitnehmer beim ubergang von unternehmen'

Betrieben oder Betriebsteilen fordert, dass die Beschäftigten

bei einer Veränderung im Gesellschaftseigentum ihre er-

worbenen Rechte wahren. sie erklärt auch, dass eine Eigen-

tumsänderungt kein Grund für Entlassungen ist, und versucht

sicherzustellen, dass die Arbeitnehmervertreter zu a1len

derartigen veränderungen konsultiert werden ( siehe 2'6 ) '



I6

Die dritte Richtlinie, die vom Rat im Rahmen der
Abstimmungen von sozialordnungen rggo verabschiedet
wurde, bezieht si-ch auf den schutz der Arbeitnehmer
bei ZahJungsunfähigkeit des Arbeitgebers ( siehe 2.7

Von der Kommission wurde dem Rat im oktober rggo ein
vorschragl für eine Richtrinie über die ,,unterrichtung
und Anhörung der Arbeitnehmer von unternehmen mit
komplexer, insbesonderer transnationarer struktur',
vorgelegt. Diese Richtrinie betrifft die verfahren
zur unterrichtung und Anhörung von Arbei_tnehmern, die in
einem Mitgliedsstaat der Gemeinschaft in einem unter-
nehmen beschäftigt werden, dessen Entscheidungszentrum
j-n elnem anderen Mitgliedsstaat oder in einem Drittland
liegt. weiterhin werden auch die verfahren zur unter-
richtung und Anhörung der Arbeitnehmer geregelt, wenn
ein unternehmen in einem elnzi-gen Mitgliedsstaat über
mehrere Betriebe oder ein oder mehrere Tochtergeserrschaften
verfügt und wenn sein Entschei-dungszentrum in demserben
Mitgliedsstaat liegt ( siehe 2.g und 2.3 ).

Die Besteuerung ist ein weiterer Bereich, auf dem sich die
Gesetzgebung der Gemeinschaft stärker bemerkbar macht. Nacheiner Grundsatzvereinbarung des Ministerrats aus dem
Jahre 1975 über Massnahmen der Gemeinschaft zur ver-
besserung der Zusammenarbeit zwischen nationalen steuer-
behörden, hat der Ministerrat ei-ne Richtrinie vereinbart,
mit der die Mitgliedsstaaten verpflichtet werden sollten,
den rnformationsaustausch auszubauen und ftir den Bereich
der Direktbesteuerung gegenseitige Bestandsabkommen abzu-
schliesen. Die Kommission ist zwar der Ansicht, dass die
Bekämpfung der steuerflucht und steuerumgehung tatkräftig
fortgesetzt werden mussr plant aber bis jetzt noch kelne
Massnahmen, die die Verrechnungspreise ( Transferpreise )zwischen ein und derselben unternehmensgruppe kontrolliert
'und wie das probrem der missbräuchrichen Nutzung von steuer_paradiesen gelöst werden kann ( siehe Anlage 9 ). I



1.3

L7

Au.eh der verord"nr.ln:g,svo,rschlag .der Kommission von L973

an. den Rat, .über die Kontro.lle von Unternehmen'szusanünen-

s.chl,üs,se.n ist bis jetzt no.ch nicht verabschiedet worden'

ASS,IJNG

-D-te-.e[..ng'an]gs.d:ar:9este.l1-t'enEori'derunge:nöe'sEuropäischen
Gewe,r,kscha;ftsbr.r,ndes hinsichtlich Investitionen' vüett-

'b:e.we.]'b-gp.ol.itik, Unternohrne.nskonzentr'ation und Markt-

be'ille.rrs,chung,Kapitalmärkte,Verbreitungvontechnolo-
gis.chen Kennt,nissen und solidaritätsrechte der Arbeit-
neh,mer sind ,b.tsher noch nicht von den EG-fnstitrltionen
in i:hren litase.nahmen,gegenüber MulLinationalen Konzernen

berücks'icht igt worden.

Ei,::re t,eilwei,se B'€rücksichtigung fanden die For'derungen

,des.EGBb.e.züg.lichdesKonzernrechtsundderSteuern.

Zu. w.eni- ist blsher..auf EG-Ebene hinsi chtlich der Kontrolle

.der multinationalen Kona,erne err.eicht worden; we$en des

ü,lid,erstandes der Unternehmer und der ihnen nahestehenden

:pol.d.t,is'chen K'räf te .

I

I

I

I

I

i
t;

.i

I

l

i

1

t-
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Beschlüsse und Forderunqen des Europäis chen
Gewe rkscha ftsbundes (EGB) Ubersicht

5

6

7

8

r' Multinati-onale unternehmen in den EuropäischenGemelnschaften ( na Ig74 )

2' Entschliessung zu rnformations- und Konsur-tations-rechten der Arbeitnehmer in murtinationaten unternehmen(ee 1975)
3' Forderungen des EGB nach gesellschaftsrechtrichen

Bestimmungen für multinationale unferr,"tm.., (ua Ig76)4' Demokratisierung der wirtschaft - MultinationaleKonzerne ( Entschliessung des Lond;;;, Kongresses desEcB t976 )

Gewerks chaf tliche Anforderungen
und Publizi-tät von Unternehmen

an die Rechnungslegung
und Konzernen (na It77- )

Multi-nationale Konzerne

Der EGB und der Verhaltenskodex der(EA Lg77')

Informationsrechte der Arbeitnehmerin den Betrieben und Unternehmen (Sa
fnformationspflichten der multinationaren KonzerneI e78)

vorschläge,rng..Forderungen des Europäischen Gewerkschafts-bundes zur Bekämpfung a6r--internatiär,aie., steuerumgehung,Steuerhinterziehüng ünA-itäuerttuchr (EAt978)
Der EGB fordert eine genaue und einheitliche Regelung sowieeine wirksame Kontroli" d;; Verrechnrr'g"pr.i"u (EA t97g)unternehmenskonzentrati.on und multinationare Konzerne(Teil des Aktionsprogr;**.; . rgTg g2, beschlossen aufdem Münchener xongreÄs nigl

Europäisches
(ra 1977)

Aktionsprogramm -

9 Die
(ua

Regeln für die übernahme von Unternehmen (EA re79)

EG für Südafrika

und ihrer
1e78)

Vertreter

Ve rordnunEsvot:s ci:1age s
szusammenschlüssen

IO.

11.

12.

13.
14

r5.

Forderung nach Verabschiedung desüber die Kontrolle ,ron uniernehmen(EA r979)
Aktualisierte Bemerkungen des EGB-Ausschusses,,Demokra-tlsi-erung der wirtschait ,rrra a". r"=tiiütior,.r,,, zur5. Richtlinie hinsicr,lricü der strur.iu, der Akriengesell_schaften und der rnteressänvertretungen der Arbeitnehmer
til"Hät;iffiää'l:;:;nt a"i-Pi'opäischei cemeinscrrari iBe),
rnformatlon über den vorschrag der EG-Kommlssi_on ftir eineRichtlinie über die unterricrriung 

""ä Är,r.tirung der Arbeit_nehmer von Unternehmen mit-kompie";;; irr=U."ondere trans_nationaler Struktur" und Bewertung. (Sa IgBO)

16.
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Aktuol1sl€rts Esrn€rkungen

des EGC-Ausschussss "0emokratlslerun8 der wlrtschaft und der rnstltutlonon'

zur 5. Rlchtllnle hlnslchtllch dar Struktur der Aktlengesellschaften und

der Interessenvertratungon dsr Arbeltnehrner lm Unternehmensrecht der

- - - ---:: ::f 1:::::-:T:1:::::::-i ::l: - - - -

I. VORBEI'IERKUf.IGEN

I 01e Konmlsslon dor EG hat lm Herbst 1972 auf der Basls von Artlkel 54 des

Ä*'-ffitl1n1envorschlaggemacht,d6rd1eKoord1n1erungder
Rechtsvorschrlften ftir dle struktur der Akttengesellschaften und für dte
Vertretung der Arbeltnehmer bezwecKt (5. Rlchtllnle)'

2. Dle Boratung en lrn Euro älschen Parlament (EP) und lm Wlrtschefts- und
gzq rrau@oreSozlalausschusg ( A 1n en ahren und

Kommlsslon 1975 otn "G

welteren Uberlegungen
schaften und zur Portl

3

4, Im FrühJahn l'978 veröffentll
das dem Europälschen PorLame
l1nle von 1972 zugaleitet wu

Rechtsausschusses wollte das
5lel lungnahme baschllaeoen,
dle Abstlmrung das notwondlg

chte dle EG-Konrnlsslon e1n AnbeltsdoKument'
nt als Ergänzung zu dem Vorschlag dor 5' Rlcht-
rde. Auf der Grr.rncllage elnes Oarlchtes selnes
Eurooälscho Parlament 1m FrÜhJahr 1979 selne

offilcht zustanda, do filr

rünbuchn veröffontllcht hat, 1n welchem sle thre
zur "Harnxlnlslerung der Struktur cier l\Ktlengesel1-
zlpatton der Arbeltnohmer ln cJer EG' dorlegt '

oer EGB hat 1n elnom ArbeLtsdokument'Bemerkungen zum'Grilnbuch'der EG-

f.omnE6Efon' vom llllrz 1977 Auff assungen vertreton, ilber dls ln selne'rn Aus-

schuss "Oemokrotlslerung cjor Wlrtechoft" Oberslnstlnmung erzlelt worden

war, dlese "tSomerkungen;; alnd den llltglledern dos Exekutlvausschussss'
den angeschlossenen 8Ünden und don anerkonnten GewerkschsftsausschÜssen
zugesandt worden.

a Quorum von Abgeordneten nlcht anwegend war'

5. Im selt Junl 1973 dlrekt gewöhlten Euro Elschon Porlamont slnd neua Be-

ratungen ln drel AusschÜssen o ngesB Zt wordan, eJ ngs t Entwilrfs threr
Berlchte vorgelegt hoben: Grundlage der aktuel.l,en Dlskusslonen 1st Cer

Barlchtsontwurf des Rechtsousschusasg, do

.(NleJer1ande, Llberale Fraktlon) verfosBt
nohmen des Sozlolnusschusses (Earlchterst
Fraktlon) und des Vllrtschoftsousschussos
Iond, Chnlstclonnhrotlsche Fraktlon) Vorr

r von cJom /rbgeordnoten QEURTSEN

lst. Danoben Ilegen dlg Stellung-
attor 0100, Ital1en, Sozlollstlsche
(Bsrlcht ors tatter BIS|IARCK, Deutsch-

Der EGO kann auf cJor [Jesls selner Kongrossrecolutlonen und selner ['leschlüsse
j"" ElExrftuuruu"nussss sowle ausgehond von cJen Johrolangen Vororbelten
selnes Ausschusses "Cemokratlslerüng dsr hllrtschaft" elne oktuallslerte
Stellungnahmei abgobon. In elner solchen ErklSrung slnd dle wlchtlgsten
6rundslltze systeilatlsch cJarzulagen und kolne cletallllerten Konmentare zu

den zahlretchen Paragraphen cer Rtchtllnlonentwilrfa abzugoben'



II. ALLGEI1EINE GRUNDSAT ZE

I

ITT. GRUNOSATZE ZUR KOORD

I

3

20

INIERUNG OER STRUKTUR DER AK

RTRETUNG OER I HI,lER

auf Interessenvert retung

fufelynd dsn hlstorlschon:, ökonomlächln, rno sozlaron unterschlede zwlschenden Ländorn der EG dijrfen doh nrbottn"r'#oii ,nJ rn"on 6ewerkschaften kelneBestlnmuögeh eufgozwungen war'den, cjla s1e alg unverelnlror mlt den 1n thram

:::t":::l:::^0"" 
Verhältnlssen bzw. 'rt-in"en goworkscrrertii"n"" ü;;.;;;;;'"-

2' Dle Plurallttt- ln.de-n sozlo-,ökonomlschen'Bedlnt'ungen und 1n cJen polltlschen
'Prograrrmen schllosst'frelltärr ntcnt s;il;;h;Ttii;;"-nur.'i"no"cllngungen .:us,dle slch dann 1n den Elnzelhelten duich 

"rnt"i"tu;;;;";;'n!"nturo.schrlftenartlkulleren müsson.

3' Dle Koordlnlerunisvo-rschlÜge zum unternehmsnerecht auf GemelnschaftsebenedÜrfen nlcht unter dom ln ätntg"n llltglledsteaten berelts Errelchten blel-ben .( "Besltzstand-Klaueeln) .

4r 01e 5. 'Rlchtlinle .hat dos Rech,t der GewerRschaften
.cJeq Arbeitnehmon zu etärken

.i;..

TIENGESELLSCHAFTEN

2

Arjsgcjhenij'von don Erfehrungen ln der Praxle mlt dom nronlstlschen (Leltung.s-ur;d'Auf sliltitsorgan un""inli-unä mrt dem duollätlschan systom (Leltungs- unc.jAufslchtsorgon getrannt) hat srcn im-eön-Jr".Ärffossung bestärkt, dass 1nLllndern mlt duatlstlschem Systom mehr Traneporenz des untcrnehmensgeschehens
.1u eruorts,n sel

. : :i,

I1,9":,Ländern, 1n den'en das monlstldche systen bestoht, 1st elne überganSs-zett fsstzugetzsn, ln ijer dlo cuallgtlechelstruktur.auf fokultatlver Beslsolngeführt worden kennr nach Ablauf d;;-üü"rEangsz:eft, dle mehnere Stufcnha.ben'kanh, :1st dos duarlstlsche sv"tJi äiitliün""".
Del der Deflnltlon der duallstlschen strr.rt t.rr rr Lhternehn€nsrccht slndtälrie stairbn Formen u..;r;;;;Jrunnr urn. schon bngonnnnrn und mögllchen
[üti:l:"^ Entwlckrungen rn-o1;i;"n ia"o"iÄ'Ji'u"tr""n Rechnung tragen zu

4'' FÜ! klalne'nkiiengesellschaften (e.ri3. Eln-f1onn-Gosellschaften) können hln-slchtllch threr organstruktur Ausnahnre.Kittsrlsn elrlgeröumt wordon.

IV. GRUN TZE ZUN NTERESS ENVE

I Falls' fÜr alo rntorossenvertrefung dor,Arbertnohmer elno Elnschränkunghlnslchtltch dei Grösso oer'Äiirereriäri'.ä;;;;;. ln cJsr 5, Rlchrrlnre not-wendlg lst, dann müssen 
"i^orril;;'[;;;;;iui'uo"eesehen werdsn. Dls techno_logischa Entwlcklung führt ;;;r, doss uu"t,-loi"trv klelne GoserlschaftenelnE wlchtlge wrrtsöhafttlcno uno sozroie runiiron haben.



nd von den oben untor II
triirissähvertretung dqi. fl
Eldist"r^iBrden,,und zviar'

"ii"".er;;on .l oPt ror'-ql' I

ouf '' Dauör bestehen.

2I

formul lerten ollgern€lnan PrlnzlPlen. muss

rtielt nehme p 6qf :der Ebsne dsr Unternehmon

äätwäoe rIN (0 tlon,A) cder NEBEI.'I den Ge-

Dle tlahl .,.zwt9c gn BS On belGi-TPtlonen

2. Ausgehe
, ! elna In

geiwährl
edrrBch

:;,:lJ':r-tÜl dlbt'

4

3. ,Qle.Obtlon A me.int .dle Ve;'tretung,;.d94.Agbeltnehmo.fl1!eryssen IN Cen Unter-

,"'...-nehmnn"orr#oJil'Jl:'i'ittÄuu"'t'ntä'iat d'gr nrst.rengesellscharten be1 der

'' UuaIlgtls'öhen Strr.lKtur o"ti#;;;;""i;!.it ve'ru'Jal*tungsrat bel dem monlstl-

:'.r',i:',sbhän 'Sy"tA''i;;il tJfn G"u,o"ksciaften ä1es i* :o*ef 1lgen Land wünschen) '

Dlo Feetsetzung der Zahl der Interegsenvertratär und die tlodalltäten threr

Bestollung.slnd den Ap1fÜhrungsbeetlnmrlga.n .clsr elnzelnen t11tgl1edstaeton
':' üorbehalten. 1,., , , .' .i.'.' :' ..

t .,.

BelderVertellung'darSltzalmAu.l'Ölchtsratzwlschenden
Arbeltnehrrerund.,denenclerAnteilselgler.'lstalnoParltätfÜrdonEG0,". .r .! unbbdlrigbri. öiä;ä:äi"riut tranh aüch "o uus""n"n' .9u":. Je ein Drltter der

Vertreter dar Antellselgne*nd o"r Arbelinohmer dlreKt gor'rählt werden und

das lotzte ortttol aar ,,rtgl;;;";-;"; Äufatrhtsra!.os vo'n,den uergfls ce-

w$hlten'bestlnmt !1{4.t,,:,'' .: . :".;:':': '"; " "";'"""'
,, Dle,optlon.B melnt dle Vortratung dor Arbeltnohmerlnterossen /russERHALD

der UnternehmensorganB, d'.h. näuän-J* nut"r"Ätsrat dbr:t\ktlengesoll'schaft
:. pel der duarlstlschen struktür ut"tl"auä; J;; Vorwaltungsrat bel cler"monl-

.,atlschen Struktur.. i 
"i

Dlesem besonderen organ cler Arbeitnehm€rvertretung' dos^der "Demokratlsle-

,rungs:Au"scnu"o,: des EGB U"refls .i977 unter dem Nämen lGewerkschaftllchor

,,. Kontrollausschuss" 1n 'd1ö or"r.Ut;rotr'ut oro' s' Rlchtttnle gebracht hat '
:müssen Rechte elngöräumt werden,'ara'glelchwertlg slnd mlt den Rechten der

llttglleder d""-^;;;l"nt"- bozlehungswätse cies Von'raltungsrates' Dlese

6Ielchwertlgkalt muss be1sp1"i;;;1;e Oadurcn geur5hrlelstot werden' dass

dem nbesondenen organ' der nrOoilnehhofvortre[ung regolniässlg die glelchen

Informatlonen g,o'aben werden,, ;i;"lfä-iUn;'d1e Unie rnehrn€nsorgane vo rges ehen

srnd,. und daes dis ,,besonder" äilr;t-,""in'n'sldzung,en parallel zu den Slt-

zungsn des Aufslchts- bzw. Vendoltungr"utes 6bhollen kann' Oarüber hlnaus

slnd wlchtlgo Entschalclungen (2.8. S[trrngunr,nn von Eetrt.eben ' Anderunge n

,. .ln der produrtion,, 'Zuuu.rnäno"fnil-mit anOär"ti Untotnehmen) '. welch.e d1e

Arbel.tnehmsr und,thf;o Recffio,dtrekt' berührenr DUt nach elnei schrtftllchen

Konsultatlon rJes 'besonceren 0rgans" zu treffen'
den Unternöhmen

S, uelde 0ptlonon c1cr InterseaenvärtfOiUng-dFr"Arbsltnshmer 1n

tassen dos Rocht cJer Geworkt;;;ii;;, XJtt"rttfvuortrgge gemgss Csr Jc+iells

. tn don gitgllädsländern c"" ää'-uuiilr,"i-F"exr-s nbzu""hl1os""n ' unberÜhrt t

dles gllt oucH',fü", kol]ektlve-Varelnbarüngon tY1::!"n den Tartfpartnern'

Jr.-cä.äito,' Vä"o"änungen odor Rlchtltnlen orgänzon,
,:. :

6. ger EGD befüruort'ot dlo Elngrenzung der tlahlmö[11chke1ten. auf d1e !elden

vorsts:hend gekennzolchneten öil1;;;" der..Inte"äu'ununttretung den Arbelt'

.nehmer und tehnt das sogonunnl" 'nlederländlsche Kooptatlonsmodell" ob'

,/,
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7

v. sct

5

brtJsgel, den lg.
EP / EI./S

oer EGC fordert dle rnstltutlcnen der EG auf, dle übor dle 5. Rlchti{n10 ent-sohelr'on' dagB olne Zersptlttenlng dor rntoressenvertretung eller Arbeltneirner.,z.B. durch Sondsrrocfrte für "Ieltende Angeatellte,, vormledan wlrd.

l' Dle 5' Rlchtllnle darf nlcht elne zuaätzlicho'Vlelfalt lm unternehmensrechtherbelftlhren, da dlep dle int"""ur"nru"t""irng tJer Arbeltnahmor 1n der EGersch"srBn würde, sondern'1st auf J1"-;;;;enennton optlonen elnzugrenzen.
2' Es lgt elne bekennte Tatsachs, dass'ln den'europäischen Lündsrn vsrschlsdene" syeterne der rnteresssnvertrntrne-J""-Ä"uäit""hmer bestehsn, dle entweder mehr.der optlon A oder dor optlon n iErrer';i;;;;. rn olnlgen Ländern glbt es auchbereltg "l'llachsyateme" äer rntereaaenvsrt""trng und dlose Tendenz wlrd sichverrrutllch versti rkan.

3' oto europälsche Gswerkschaftsbewegung hat selt longem thr gr'ndsätzllchesrnteresso an alnar Kcordlnlenrng Jea-unternehmonsrechts geäussert, dlo thrdle Aufgafre der rnteressenvertrötung 
"ur-"uiopäischer Ebena errelchtern könn-t€' wenn sle auf gem€-'lnsom€n Grundsgtzon uno Zleren beruht.

Es kcmmt dem EGo dorauf an, ofo $cltlgsten Elomonto slner Koordlnlerung desunternelmensrechts ln dor to:y tJrderi, Jie.tun Arbeltnehmern ilber dre vor-handenen Rochte hlnous zusätzrrche Rechie ,no nogrrchkelten der rnteressen-vartretung elnrüumen.

Oem EGB 1st auch bewusst, doss wosontll,cha AnderunguÄ dn. untornehmens- undGegellschaftsrechts rm rnte"".r" der Arboltnehmor ln längoren Auselnander-sotzungen erkänpft werden können.

4. Elne Koordlnrenrng des unternehmsnsrschte ingeaellschaft stehenblelben, sondorrl mugs durcschaftsformen, vor allem fijr Konzern"r-"agän=

der
hR
tw

EG darf nlcht bel der Aktlon-
egelungen für andere Gesell-
grdon.

rutcht zuletzt forcJort der EGB ull:Org.ano dor EG auf, cJen Entscheldungsprc:segOber den Vorschlag filr slne nrcntrrnrö ,r" "iniormotlon und Kcnoultatlon derf::|jffi[:;f" Äultlnatlonuinn o"r"irr"iuriän" ,nu""ingir.n-rno beschleunrst

++++++++++

l'1al 1980
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Begchluso des Exekutlvausschussas
BrUssel, derl 4. Dezerrber 1980
r ar l a ! taata tlt tll" l rt" 

" 
l t l !l l l/

rnformotlon üb,6r den vorachrag der EG-Komrlseron für

elne'Rtcht Ilnle rlber d le Untsrrl chtung und Anhörung

där Arbelt nehrner von Untornehmen mlt laxer lnsbe-

sondera transnatlonale rStruktur' und Bo'lartung'

1. E ln1e1tung

1.1. Der EGB hat stets dle Bemühungen ln der EG begrilsst, elnen verblndllchen

Rechtsakt (Rlchtllnlo) zur Informatlon und Konsultatlon der Arteltnehmer

ln den l,lNK durchzusetzen, vor allem auf der Ebene des Entgcheldungszen-

trumstderentsprechendeRlchtllnlenvorschlaglst.nachlangwlerlgenVor.
bereltungen und noch Konsultatlon der 'sozlalpartner' am I' oKtober l9B0

boschlossenworden.olessrBeechluss..lstgegen.denheftlgenWldarstand
der europälschon Arbeltgeberorganlaatlon und anderer Kapltalvertreter

zustande gekormen und kann polltlach als eln Erfolg der gewerkschaftllchen

Bemühungen lm InteressB dsr Arbaltnshmer grosser Konzerns gawertet werdsn'

lllt dlesem prlnzlplell poslttven Vorgchlag, der lm elnzalnen verbesserungs-

wilrdtg lst, Ielstet dte EG elnen threr Rechtsstruktur entsprechanden Bel-

trag zum ständlg wachsenden Problem der multlnallonalen Unternehnenstätig-

kelt, der ln Ergänz.ung zu dBn unv€ttlndllchan Verhalten8regeln nütlg lat'

dla ln der OECD und 1n dar IA0 beechlogeen glnd, aowls zu den neuen Rege-

lungen, dle bel den Verelnten Natlonen in Vorbergltung slnd'

oleser vertlndrlcha RechtraKt ln bezug ouf dle t'lNK steht lm folgerJ'chtlgen

Zusanmenheng mlt den Bomühung'n 1n dor EG' mehr Traneparenz 1n dle Unter-

nelunenstätlgkelt zu brtngeor ZrB. mlttele der Rlchtllnlen vom L7'2'1975

(,,l,laggenentlessurigen") Unci Vom 14,2,1977 ("Übargong Von Unternehmtn ,': ..

Ferner steht dlege "MuIt1-Rlchtllnle" ln Komplenrentarltät zu ber ongekün-

dtgten Rtcht}lnle Übor dle unternelmsnsgruppen' 'lnsbesondera Übar Konzerne

' (9. Rlchtllnte) , ,/,'

1.2,

1 .3.

32
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2.1. übe llck

Dlo 'Rlchtllnle über dle unterrtchtungl und Anhönrng der Arbeltnehm€r von unter-nehmen mlt komplexsr, lnsbesonders tronanatl0nolor struktur" besteht nebenElnleltung und Begrlffebestlrmrngen öuB avel Haupttellen: Der elne Telr befass,alch mlt den tranenatlonalen unternehmen'und der anderE mlt den 'notion6len,,unternehmen mlt korrplexer struktur, deren Betrlebe odar Tochterunternehmenalch ln elnsl t'lltglledataat uertnden. Dle aubstantlerlen Bestlnmungen der be1-den Telle alnd proktlsch ldentlsch. 01e Rtchtltnle enthält 1n belden Tetlendrel Kernpunkta!
rnformat lon''Kongultatlon und rntaressenvertret ung der Arb Eltnehmer.

2.2. I 1on
2'2'l' 01e Leltung etnes hemschenden, lnrbeeonder€ rnrltlnotlonalen unternehmsnsirt verpfllchtet' mlndeetens halbJthrllctr der Lcltung threr Tochterunter-nehnpn 1n'der Ger'lnechoft zweckdlenlrche genaue rnrl*otron'n, .r;;-;;;deutltcrreg Brld der Tätrgkelten dea geaart"n ,nr""n";;;" abgeben, zu über_,nltteln. 01e rnforrnatronen bszlehen arch lnabesondere aufrr.- dle Stnrktur und dle Belegachoft, 

t

.- dle wlrtschaftllche und flnanzlslle Lage,
'- d1e 'Gagchäfta-' Produktlona- und Abcltzlage go.rle thre vorous-

. . r. elchtllche Entwlcklung, , ,, 
- 

.- dre BEschgftlgungsloge und rhrs. norausaichtltche Entwlckrung,- dle produktlons_ und Inveatltlon"O_r"',rr'" , 
'- -rrer

- dle ArbeltsrEthoden und Fertlgunäsve'rrahrsn, lnsbegondere dleElnfOhnrng neu€r Arbe1tsmethoden, , , ...,..
- alle Vorg.nge und vorhaben, uplche dle rnterecaen der Arbelt-nehmer werontllch ber|hren könnsn.,

2'2'2' Dle Leitung Jedes Tochterunternehm€nr nd,t erner B.elegocnerr von mlndestens100 Arbettnehmrn lst verpfllchtet, dtere Informotlonon unvorzüglrch an dreArbeltnsl'rnervertreter dleges unte'netrmena welteruugeben. rst dle Leltungder Tochteruntlrnehrnen nlcht rn o* tag:,f den Vertretern rhrer Arüeltnehmerd{ese rnfonnotlonsn zu geben, ao lr6nnenth"r",;;;-;;-;;";;;;ü.-?d; "n"""-
achenden untsrnehm€ns wenden. Dla rnformatlonen haben dle weltwelte Tätlg-kelt der l*luttergesellschaft und thrsr aämtlrchen Tochtergeaerlgchaften zubgcchrElbsn.

t2'2'3' 8el der l'/eltergabe der erholtenen rnformatlonen an Dr{.tte sollen .cile rnter_estsn des Unternehmene, ber0ckstchtlgt, lnabosondere "Betrlebs- und 6e-.schäftsgehelmnlsse, gewohrt werden.

tt"n.

,/,
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2. 3. Kong ultotl

0te Anhörung b€z1sht slch auf goplants Entscholdungon' dle dos gasante odur

elnen erhebl.lchen Tel1 des lterrechanden Unternehmens oder elnes Tochtor-

UntBrnBhrrElns bBtr€ffen und dle dle Intereasen dBr Arbeltnehm€r wssentllctr

bör0hrbn könnon. ' ' ','":.i "'.)';".""

c"g"n"iond dleser Entscheldungsn "fna 
vor allem:

" - d1e Stlllegung oder Vorlegung,elnes Betrlebes oder wesentllcher

,.,,. Batrlebstelle, i- .,\', r'i'

,, r- wg3onttlche ElnschrBnkungenr-,Erua1ter-trngen oder Anderungen dee

Betrletrszweckes ,
a

,..- gnrndlegende Anden'rngen dsr Betrtsbsorganlsatlon;

- dle Arjfnahme od'r Be'ndlgung elner langfrletlgen zuaanrenorbelt

miLt anderen Unternshmgn' i

''.'t..

2.3.3.

2.3,4.

ra let verPfllchtet' 40 Tage vor
2.3,2, Ote Ueitung doe herrschendan Unternehmer: :: iner Tochterunternehmen mlt mln-

elner Entschaldung dor Laltung Jedoe'aelner locnrsrunru
; 

dEstanä 100 Arbettnohmern ln'der Gsneinschaft genaue Informatlonen zu

ouermittoln,dledleseunverzbgllchdenArbeltnehmorvertrgternmlttgllen
müasan und dersn Stollungnahmä''lnnerhalb elnor Frlst von mlndestens 30

Tagen elnzuholen hoben'

Konn nach Auffaasung d"l VeItr€ter der Arbeltnohmer dle geplante Entschel-

dung unmlttelbor dsren deacr8fttßungs- odsr A:'beltsbedlngungen b':elnflusssr

so hat dle Loltung des Tochtenrnternehmsns slo anzuhören' um el'no Elnl- ' 'r'

dber dle für dle Arbeltnehmer geplanten l'lassnahmsn anzustl€ben'

Wlrd kalne zweckentsprechende Anhönrng vorgenonmen' ao können dla batraf-

fenden Arlroltnehmervertreter itber 'sonderbeeuftragte" Beratungan mlt der

Leltung des horrschendan Unternehmens oufnohrnen'

2 i4, I nle re ggcnver! re! une- dcr-8$el!nebgg!

2.4,1 , ole unterrlchtung und dle Anhönrng *öjj"".'auch auf der Ebane elnes Vertre-

tungaorgans 6ller Arbeltnehmer dop heiFschendEn Unternelmens und seincr

Tochtenrnternehm€n lnnerhalb der 0errolnschdft orE'nlalort wsfden' dAl dUrc'

VerslnbarungBn zwlachen där LeltUnB dee herrachenden Unternehrnena unr{ rrnn

Arbe!.tnehmsrvsrtretern gäachaffan *"*t:', 'l '

01e wahl der 
'odalltäten 

zur Benennung der Arbeltnehmer,rert""'tei utetut den

mltgllEdgtaaten übar1ä38€n.,Auch dls Art dea zuat8ndlgen VertretunSsor':ons

könnenglenachetgenamErmesgenbEstlrrrnen(GegamtbetrlebsratodarKonzern

betrlebsrat, Betrlebsaugachuas oder Botrleberot' Shop'Stil6rd8-Cormlttee'

g€tlgrkgchoftllche Vertrauenslaute u'6'fil')' 
I

2,4,2.

:ran#
ri'rdÄl.l\,D'
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2:4:3'.i01e llltglledataaten künnon auch dle,SEhaffung elnoe Vertretungsorgons aller
r' .'Arbelthehmer dea I'lutteruntarnehmons.und. aoLnor Tochtorunternehmen 1n der

Geme,inschaft durch VerelnbarJngen zwlachen dor Unternehmensleltung auf der
'.: l Ebene daa Entacheldungszentnrms und.deh Arbeltnohmervertretern akzeptleren.

2.5. 4!gggblgnselcrglgb_.ung_gr::!.!.rgnen'

2'5,1; Bsflndet alch das Entscheldungszentrum elnes tronsnotlonalen Unternq!-.-..-
ausserhalb der Gemolnschaft, so ist das Tochterunternehmen mlt der grös:_
ten Belegschoft 1n der Gemelngchoft'fOr ät" wuh"nehrnrng der slch aus der
Rlchtltnle ergebenclon Pfllchten verantwortllch, wenn das Entscheldungs-
zentrum ntcht dafür sorgt, dogs ln der Gemolnscheft eln Verontwortllche:

.. dle untsrrlchtungs- und AnhörungepfllchtEn wahrneh,Tpn kann.

?'5'2' Filr den Foll der Verletzung der vorgeachriebensn Verpfllchtungen zur r;:fc:-
matlon und Konsultotlon dsr Arbeltnehmer hoben rlle plitglledstoaten 'an1a-
r€ssgn6' Strafvorschrlfton zu erlagaen. Sle gebon Lnsbosondors den Vc,.,...'--
der von der Entschaldung bstroffenen Arbeltnohmsr das Racht, bel. den GrrJ:l':-,
ten oder den sonstlgon hlerzu ermächttgton lnnerstaatllchen Behörden llass-
nahmen zur Wahrung threr fnter€ssen zu beantragen.

3. BewerLuns

3.1.

oer wl ;htlgsto posltlvo Aspokt lst der Charakter Jer.Vsrblndllchkeil., slsn d{a
äc ats srste und blshor c-l.nzlge lnternattonole organlsatlon gewghlt het, um
Rechte der Arbeltnehmer ln den Murtlnatlonalen Konzernen durchzusetzen bzw.
n€u zu schaffon. Dloscr formelle Vorachlag hat bsrelts posltlve W!.rkungp^ -
dle Vorberoltungen von RegelUnggn gehebt, iJber dle bel den Varslnten Natlo:rcn
varhandalt wlrd. Bal oller würdtgung oer Rschtsverblndllchkelt des EG-Vor-
schlages könnto dle Orraktr.ve wle folgt vErteaeert werden:

s,2, ItrEgE[SIIgry

01e Vorechlögo fOr dl€, obllgcliorlache rnformotlon entaprochen ewar genereJ.l
den 'ln dlogon Berel'ch fortschrtttllchaten Rechtsvorschrlften. rm elnzeJnen
wlrcn frtll'1ch folgonds Klarstetlunjen bzr.l. verpeaaenrngen noch wgnschcn:. , .- 01e rnform:tlonen betrsffan sowohl dos hemachende Unternehmon als ouch.alle selne Elnzolgesellschaften. !''ri'

- Zusätzllch zu dem Katolog von sachber.elchen glnd qualltatlve Krlterlen
etnzufügeh, wlo namenillch! Sochdlenllch_, Verständltch_ und Verlgsgllch_
kelt der InformatloD€n.

- Den Arbclt;,ahmern 1st eln ganerellee Fragerocht elnzuräumsn, das auch
dlrekte Anfragon der Arbeltnehm€rvBrtrotung auf dBr Ebene des rrultlna-

i

Allc€mein

tlon .len Entschotdungszentru s elnachlloest.
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KONSULTATION:-- -- ---_ - _ -
Auch dla Llsto der Rechts 6uf verblndtlch€ Konsultatlon lst beachtllch' wobe

zumln-:Bst die Krlterlen 'r€ch:zettlgn und 'regel nässlg" eruähnt slrJt aller-

dtngs ! r -^- lra.*a.r nhn^ r

- dle zlelangabe der Koneultatton, nl*nlLch zu elner Varolnbarung zwlschen den

Vertretern der Arbeltnehnor und der untornehmer zu kormen' dle lm verabSch:le

detenVorschlagherausgononmenwurde,golltewledarolnbezogenwerden.
- oas KonsultatJ.onsrecht der Arbeltnehnpr auf multlnatlonaler Ebene 1st zu

präzlslerenundhatRegetungenfürdenKonfllktfal].elnzubazlehen.

3 . 4.' Illgre 9 99!yg r! re! yns- 99 l- 4rE 91!!9brsr

rgsentatlvenlnterBssenvertretungallerArbeltnehmer- Dle Schaffung elner nrep 
.

der l'luttergesellachaft und lhror Tochtargesellschaften ln den Gemelnsrh-^'

lsndern"lstlmZugoder.VorbereltungendesKorrmlsslonsvorschlogesJetztzu
elner "Konn'-Vorschrlft gewordenr' damlt taucht eLn unverblndllches EJement

auf,daslmt^,lderspnrchzudemPrlnzlpderRechtsverblndllchkeltsteht'und
deshalb mues dle Indtkotlvform dea ursprtlngllchen r'onmlsslonsvorcchlages

wleder 0bernonmen werdgn' . '

- oaa orgon der Inter€ssBnv€rtretung der Arbsltnohmsr lst auf dern wege elner

Veretnbarung zwtschon Leltung.der herrschendon Gesellschoft und den beto{1r-,

ten Gewerkschoften elnzurlchten' wsnn dle Arbeltnehmervertreter der llehrhelt

der Tr:chtorgesellschoften dles beantragen'

3. 5. 4s!49blv!ts:pgre191r-vlq-9enbllencn

- 01e ,*"rtrr"Il bogrflssenswerten Vorschrlften' dqgs dle Informatlons- unc

KonsultattonspfllchtauchfordleKonzorncgllt,derenEntscheldunggzF'r.l'.'.
.aueserh.albderEGllegt,habenouch.'lmDotellstetsfürelnenrechtllchVer

ontwortllchen ln der Gemelnechaft .zu .sorgsn'
' - Der im Berelch der Sanktlonan enthaltene Entscheldungssplelraum für dle tl1'u

glledstaaten, clle 'ongemsBgeng strafvorschrlften' zu erlassen haben' der{

zu keln'r rAufwelchungn ftlhrenl dle allgemetno Erfahrung tm Arbettsrecht

gllt auch hlor: ohne reale SankttonEn glbt ea auch kelne realen Rechte'

4 Praktlsch o Schlusgfol sru n

01e Kornlsslon hat den Rtchttinx6nvorEchlag d8m f'llnlatarrot dor Gemelnschof*

zugesandt, dsr thn lnzwlschen Zwecke stellungnahrsn an das Europutsche"Pa'rla-

ment und on den Wlrtschafte- und Sozlalausechugg weltergelitt".",t:!,ll'. *t^U:"

verfolgt cJlo begonnene Behondlung ln belden Grsmlen mlt grdsiffetl"nnr Auf-

merhgcrnkeltr dabel habsn wlr üordohl dar Intsrssae an l'lehrhs!'t$nltUt: Verbcsse-

rungsn in dtrn obengonannten stnne nüglLchet ln beldsn 0rganen S';lYÄ':at un

zoglger Fertlgstollung der Stellungnahmon ltn prlnzlplell konstniktlven S'1rr-"
I.l a

4 1

I ,', i...i,'$ 't

'4;ffi'S/*"* 
:

: .r. ',
\ ' 

t'
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4.2,

4.3.

ote uNrcE und thre Varbundeten hobon thre Anstrengungsn noch verst*irkt, unrden Rlchtllnlenvorschlag zu stoppen ocjer thn zumlndost durch ständigo Ver-echlebungen 1n den EG-orgonen lm sande ve'riauf,,n zu rossen. o1o pcritlsche
Zusonrnensetzung 1n cJen EG-organen, nernontllch lm 141nl-sterrat, könnte threrTaktlk fördorllch soln.

(:

Angeslchts dor schwlerlgen Ausgangslego und lm slnna zusötzllch8r Anstrcngun-gen der EGB-Gewerkschaften beschlleest der Exskutlvausschuss des EGU folgent-.ellosenehmen:

- Dl.e t'tltglleclsbünde und dle betroffonen ßet^,orkschaftsausschüsse sowle cjasEGB-Sekretorlot veretürkon ihre Bsnithungon, dle fnformatlon übo:. cJle ,,llult1_
Rlchtltnlo" zu vorbrelten, lnsbeaondere tlbor dle gewenkschaftllchen prcsse-
orEane' dleso rnformatlonskampognE eoll \ior allem dle polltlscho 6edeutun6dleser Rlchtllnle unter den aktuellen Krl{ftevorhaltnlgsen hervorheben.

- oas EGB-sakrotarlat wlrä mlt untersttltzung ctos Europälschen Gev.rerkschafts-lnstltuts slna Ercschijre an dlo betroffenon lvrltgtlodsbünde und Geverkschafts-ausschÜsso schlckon' d1a dlese aut goelgnete ttelse don gewerkschaftllchcn'und botrlebl'lchon rntorossenvertretungen allor Arbeltnehmer do,r von derRlchtrlnle betroffenen Konzerns zur varfflgung stsllen.
- 01e llltgllecJsbfjnde des EGB 1n der EG und dre betroffenen Gswerkscrraftsaus-

schtllsse benennsn thre t4ltglleder für elne ad-hoc-Gruppe ,,EG-Rlchtllnle fürArbeltnehmerrechte', dle gemelnsom mlt ooonln"ontwortllchon sekretär tm E6Edle weltoren Anstrongungen auf europglachar uncJ natl0nalsr Ebene koordlnlertrdabel werden dlo Verbssserungsvorechl&!ge auf der 6asls des vorlleSenden gc-
' achlusses des Exekutlvausschuggas lm JurlatlEchen Detall forrnrrlert, und eswlrd versucht' clleso ln cjre welteren Boratungen dor E6-0rgane arnzubrlngen.
- rm Zuge des wolteren EntscheldungsprczaaaeB 1n den 0rgonen der EG werden

fl" ""t1"-t9"1 ro"d". ln Zuearmonarbett mlt dem Sekrotarlat Veranstaltungendurchfuhron (z'Et' cäapr'ucharundan) r um llof,0nüber oer mossrvon obBtruk*,ons.polltlk eoltens der Kopltalrepr8eontonton offensrv für dta Rechts der Ari:e't-nehmer ln cen alnzelnon Konzsrnen, lngbosondere mlt.transnotl0noler struktur,zu kämpfen.

EP / EI,'S

E!tl!llat:r
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nisierunq im Un ternehmensrecht in der EGersicht: Harmo

4. 1. Gesellscha ftsrechtliche EG-Rechtsakte

2.4. r. L. Verabschiedete Richtlinien

Erste Richttinie des Rates vom 9. März 1968 zur Koordinierung

der Schutzbestimmun n, die in den Mi-tgliedsstaaten den

Gesellschaften im Si-nne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages

im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vor schrieben
ABlsind um diese Besti- en leichwerti zu stalten

Nr. L 65 vom 14.3.1968' S. 8 ff'

Zweite Richttinie des Rates vom 13. Dezember L976 z\tr

Koordinierung der schutzbestj-mmungen, die in den Mitglieds-
staaten den Gesellschaften im sinne des Artikels 58

Absatz 2 des Vertrages im Interesse der Gesellschafter

sowie Dritter für die Gründ der Aktie esellschaft
sowae für die Erhaltung ihres Kapitals vorgeschrieben sind'

um dj-e Bestimmungen gleichwertig zu gestalten' AB1. Nr. L

26 vom 31.I.1977, S. 1 ff.

Dritte Richtlinie des Rates vom 9. Oktober 1978 gemäss Artikel

54 Absatz 3 Buchstabe g) des vertrages betreffend die ver-

qchmelzung von Aktiengesellschaften, ABl. Nr. 295 vom 20.1o.

1978, S. 36 ff.

Vierte Richtlinie des Rates vom 25' Juli 1978

Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages
best,immter

aufgrund von

über den

Rechtsformen tesabschluss von GesellschaftenJahr
AB1. Nr. L 222 vom I4-8.1978, S' 1l ff'

2.4.L.2. Geplante Richtlinien

Vorschlag einer fünften Richtlinie zur Koordinierung der

schutzbestimmungen, dj.e in den Mitgliedsstaaten den Gese t1-

schaften im slnne des Artikels 58 Absatz 2 des vertrages

im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter hinsichtlich
der Struktur der Aktien sellschaft sowie der Bef nisse

und Ver flichtun n ihrer Or ane vorgeschrieben sind'



Beilage
vom 13.
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IO/72 zum Bul1etin der EG.
Dezember L972t S. 49 ff.

AB1. Nr. C r3t

Vorschrag einer sechsten Richtlinie zur Koordi_nierung
der Bedingungen für die Zulassung von Wertpapieren zvr
amtlichen Notierung an einer wertpapierbörse, KoM (75)
686 endg.vom 23.12. I975.

Geänderter
54 Absatz 3

abschluss ,

Vorschlag
Buchstabe

AB1. Nr. C

einer siebten Richtlinie nach Artikel
g) des Vertrages über den Konzern-
14 vom L7. Januar 1979, S. 2 ff.

Vorschlaq e iner achten Richtlini-e nach Artiker s4 Absatz 3
Buchstabe g) des EWG-vertrages über die Zurassung der mit
der Pflicht rüfunq des Jahresabschlusses von Kapital-
gesellschaften beauftragten Personen ( von der Kommission

, AB1. Nr. C LI2 vom
dem Rat
13. Mai

vorgelegt am 24. April I97g )

r978, s. 6 ff.

Entwurf f ure i-nen Vorschla einer neunten Richtlinie auf
der Grundlage von Artj_kel 54 Absatz 3 g) des EWG_Vertragles
über die Verbindungen zwischen Unternehmen und insbesondere
über Konzerne ( III/D/3, Okrober rg8o ) .

2.4.1.3. Gesel_lschaf tsrechtliche Vorschläse für EG-Verordnun qen
Vorschlaq ei_ner Verordnung über das Statut für E äi-scheuro
Aktienqesellsc haften, Bulletj_n der Europäischen Gemein_

)
schaften, Beilage 4/75

Geänderter
Europäische

Vorschlag einer Verordnung des Rates über die
Kooperati onsvereiniqun g(EKV ( von der

Kommission dem Rat vorgelegt am 11. April I97g )
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2.4.2. So z ialpolitische llG-RichtI inien

2.4 .2. t. Verabschiedete Richtlinien

Richtlinie des Rates vom t7. Februar 1975 zur Angleichung

der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über Massen--

entlassun D, AB1. Nr' L 48/29 vom 22' Mai 1975'

Richtlinie des

von Ansprüchen der Arbeitnehmer
Rates vom 14. Februar L917 über

beim Übergang

I4a ii1:Unq

Unter-
die

von

nehmen, Betrieben oder Betriebsteilen, ABL. Nr. L 61 vom

5.3. r977, S. 26 ff.

Richtlinie des Rates vom 20. Oktober 19BO zur Angleichung

der Rechtsvorschriften der Mitgliedsstaaten über den schutz

Arbeitgnehmer bei Zahlunqs unfähiqkeit des Arbeitgebers,der
ABL. Nr. L 283 vom 28.IO'80, S' 23 ff'

2.4.2.2. Geplante Massnahmen

Vorschlag
Anhörunq

für eine Richtlinie über dle Unterrichtung und

eitnehmer von Unternehmen mit komp Iexer,der Arb

insbesondere t ransnationaler Struktur ( von der Kommission

am 23.
3 ff.

Oktober fgBO ) , ABI. Nr' C 297
dem

vom

Rat vorgelegt
r5. rr. r980, S
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isclren Gcmeinscheften Nr. L 4tll29
;], 2.75 Amtsblatt d1;r EuroPä

RICHTLINIE DES RATES

v12m 17. Fcbnrcr l97J

zur An.glcichung dcr RcchBvorsclrriftcn der Mitgliedst"ten ober MassencntlrsstrnEen

(7SltzitE\x/G\

I)I|R RAT DER EUROPAISCHEN
(;l:rt!.INSCHAFfEN -
e*tiitrt rtrf <Jcn Vertrag ztrr Gründung der ,puropä'
i.rl.,, rtii t,t.-haf tsgc nr * i nsc h af t, i nsbesondere au f Arti'

kcl l0(1.

.rrrl Vorschl;rg der Komnrission,

n.r!lr Sl'rlltrnSnahme dc's Europäischen Parlanicnts (r)'

n.rch Stclltrngnahme des.Winschafts- und Sq'zialatrs-

r. lrtr:rcs (l),

in [r*,igrrng, n:rcltslehcntlcr Griin<le :

t llcriicksiChrigung tlcr Notwcntli6keit cirrcr atts'

o"*,uu.,ti',r t irtschif tlichcn und sozinlcrt Errt* ickltrrrg

i,, .i.ii C"tn"inseholt isr cs wichlig' tlcn Scll,utz <lcr

lrlo'it,r.lt,.rr*, bci' lrllsscncnll:rssungen rtr vetstärkcn'

'l'rotr cincr konvergicrcnclen EntwicklrtnB l;fstchcn

*cit.'rl,in Unrcrschitltlc zwischcn dcn in tlcn lrlitglicd'

st;r.rtcrt tlcr Gcnrcirrsclrrfl gcltt'rltlcn Rcslinrlntrrrgcn

lrirr.ielrtliclr tlcr Vorrttssct,tingtn und dcs VcJfnhrcns

liir lrl,rsst'ncntl:rsstrngcn sowicl hinsichtliclr <l;r Maß'

n.,trur.,.r, die die Folgen diescr Entlrssungen fiir die

,\rhcitnchnrcr nrildcrn könnten'

Dicse Untcrschiede können sich ruf das Funktionie'

t*n a.t Gcnrcinsamen Nlrrktes unmittelbar aulwirken'

l)ic [ntschlicßung dcs Ratcs vom 2l' Janu.y 1974

üfr.t .i" sozi;rlpoiitischcs AktionsproSr-amT lft) sieht

r'1,,.r.1 Ricl,tlinic ülxr dic Anglcichtrng dcr Rc'chtsvor'

stlrrrftcn tlcr .Mirglictlsr:r:rtcn übcr Massencntlassungcn

vor.
rt

l).rlrcr nruß auf dicsc Anglc;ichun

fr ':hrirts im Sinne dcs Artikc
hrr,5cwirkl wcrden - '

nicht in der Pefion tlcr Arbeitrrclrnrcr licgen' vor'

"irn-, 
uncl bei dencn - 

naclr \)/nlrl dcr Mirglicd-

staaten - 
die Zahl dcr Errtlrsstrngen

- 
snlrpsllgt- innerhrlb cirrcs Zcitratrnts von -J0

Tagen

l. mindestens l0 in Bclricben nrit in der Reg-el
" 

;;i,, ;it Zo und wcniger als 100 Artrcitnch-
' mcrtlt

2. mintlcslens l0 v'H' dcr Arbcitnclrmcr in Be-

lricben nrit in dcr Rt'gcl nrirttlcstcns 100

un<l wcnigcr nls 'l(X) Arbcitrrclrrrlcrn'

.3. minclcstcns l0 in Bctricbcn nrit in <lcr Regel

.', mindcstcrrs'100 Arbcitnchnrern'

*.611c1 inncrhalb cincs Zcitratrnls.:on 90 Tagcn

'-iiA"r,.ns 20, untl zwlr trn:rbhängig dnvon'

*i. uiet* Arbcitnchmcr in dcr Rr:gcl in dcm

, bctrcffcnclcn Betricb bcscltäftigt sin<l'

bcträgt ;

b'l Arbcitnchmcrvcrtreter sind die Arbcitnchmcrvertrc'-' 
;;;;;h den Rechtsvorschri(ren ocler der Praxis der

M itglictlstaaten.

(2) Diese Richtlinie betriffr niclrt

' o) Massenellllilssunßcn im Ralrmcn von Arbcitsvcrträ'-' 
;;;, iti. tri, cinc'lrestinrttrte Zcit orlcr Tätigkcit gc'

l.triorr.n wertlen, es sci tlcnn, d:rß dicse Entlissun'

t.'" ""; lftl.,,f 
oict Erf tillung tlicscr Vcrträgc cr{ol'

8cn ;

b) Arbeirncltnrcr öffcntlichcr Vcrwaltungcn. odt'r von
"' 

f i"tilft*'il.n .1., öf fcntliclren Rechts (oder in Mit'

glictlstnatcn, <lic clicscn ßegriff nicht kcnncn' von

glciclrwcrtigen Stellen) ;

c) ßcsatzungcn ron Secschiffcn;

d) Arbcitnchmer' die von der' Einstcllung dcr Tätig'
' "' i;i-;;; n.,ii.ut betroffcn slnd, wenn tlicsc Einstcl'

i,,ig t"f Grund eincr gcrichtlichen Entschcidung

crfolßt,

ruf dcm \i'cgc del
I l7 des \lcrtragcs

I
ls

HAT FOLGENDE .RICHTLTNIE 
ERLASSEN :

, TElt. | 
"

BcgrifltbcstimmunEen uncl Anwendungsbercich

,'lttilcl I
TF.IL II

Itonrultrtionsverfeh ren(l) Fiir tlic Durchfiilrrung <licscr Richtlinip gcltcn

lol,r:urtrlc llcgri f fstresti nr rll tr rr gctl :

n) Il,rrscncrtrhssul!8!'n sirr<l Entlassungcn, tlic cin Ar'''' 
lr.i,S"lr", ,u, .in*n', otlcr nrchreren Grün'flcn' dii Attihtl 2

( l) Bcnbsichtigt ein Arbcitgclier, Mnssencnttassun'

g.n ,orrun.ltmc-n' so hat cr dic Arbcitnchmeßsrtrelcr

iu konsultieren, urn zu cincr Einigung zu gelangen'
19 vom ll, 4. 197.]' S, I

ll)0 vom 22, I l, lY7J, S

lJ vom ll. 2. 197'1, S. I

0.
,t(')

(j)
(')

Alll. Nr. C
ÄUl. Nt, C
Älll. Nr. C

..,.'-.'..., h.., f .'.f.
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(2) Die Konsultarionen erstrecken sich zumindest
ouf die Möglichkcit Masscnentlnssungcn zu vermeicien
odcr cineuschränken sowic ilrrc Folgcn zu mil<lern.

(J) Damit die Arbcitnchnrcrverrrctcr konstruktive
Vorschlägi unterbreiren könncn, hat der Arbeitgeber
ihnen die rwcckdicnlichcn Arrskiinftc zrr crtcilen-und
in jc<lcnr Fall s(hriftliclr tlic Criirrtlc tlcr tirrrltssrrng,
dic Zahl tlcr zu crrtlasscrrtlcn Artrcitnclrnrcr,'<lic Znül
dcr in .<lcr Rcgcl bcschäfrigtcrr Arbcirnchnrer ünd den
Zcitraum, in <lcnr tlie lintlassung"tr vo,,gcnommcn
werden sollcn, mitzrrtcilcn.

Der Arbeitgcber hat dcr zustänrligen BehOr<lc 'einö
Abschrift dcr in Untcrnbsarz I gcnnn ntcn schriftti-
chen Mittcilung zu übcrnrittclrr.

TEn. ill
'.;

Messcnen ttdssungsvcrfrhrcn

Artikt.l J
(11 - Der Arbcitg.t., 'lrrr <lcr zustäntligen Behördc
alle beabsichtigtcn, Masserrcnrlassungen rih.iftlich an.
zu2ergen.

Die Anzeige nruß allc zwccktlicnlichen Angaben über
die beabsichtigre Massenenrlassung unJ dic in
Artikcl. 2 gcnnnntch Konsrrltationcn der Arbeitnch-
mcrvertrctcr enthnltcnJ insbcsonrlcrc die Griinde der' Entlossung, tlic Zahl dcr zu crrrlasscrrrlcn Arbcitnch.
mer, die Zahl der in der llcgel bcschäftigtcn Arbeit-
nchmär und dcn Zeitraunr, in <lem die ürrtlassungcn
vorgenonlnrcn. wcrtlcn sollcn. 

i
(2) I)cr Arbeitgcl>er hat dcn Arbcirnehmervdrtre-
tern eine Abschrift clcr in Absatz I gcnanrrrcn An-

/zeige ,u übermiilcln. \ .

Die Arbeitnchmcrvcrtrctcr könncn ctwai6c Benrcrkun-
8cn tn die ztrsrärrtligc lJchördc , richtcn.

A rr iltl
(l) Dic dcr zustän(ligch Bclrördc angezeigtcn benb-
sichtigtcn Masscncnrlassungcn wcrtlcri' früi-cstens .10
Tngt.nnr;h Iingnng rlrr in Artikcl .l Alxntz I gcnnnn.
tcn Arrzcigc wirksnnr ; tlic irrr tttllc.(icr ninzi,lkttn<li.
gung liir rlic Kiirrtligtrrrgr./rist gclrcntlcrr lltislinrnrun-
gcn' blcibcn unbcrtilrrr.

Dic Mirglic.<lstcnrcrr körrncn tle r zrrstiin<ligcn ßchörde,
iedoclr rlic Möglichkcit rinräunrcn, tlic Friit dcs Unrcr-
flbsatrcs I ru vcrkiirzcn. 

.

(2) Dic Frist clcs Absatzcs I nr,uß vorr der zuständi-
gen Bchörrlc <lnru benutrt wcrclt:n, nach Lösungcn filr
dic durch tlic lrrabsichtigtur Mirsscncntlassrrngün auf.
Scworfcncn Problcnrc zu suchc,n.

(.1) . Sowcit <lic urspriirrglichr.. Frist <les Absnrzis I
wcnigcr ohi 60 'firgc llcträgt. könncn dic Mitgticdstna-

. ten dtlr zusrändigen Behördc die lr{öglichkeir cinr,itr.

i men, die ursprüngliche Frist nuf 60 Trgc. ronr liirr.
,SanS rllcr Arrzcige an gcrcchnct. ztr rt.rl,irr"qcnr, $.(.rril

die Grfahr bcstclrt, tlirß tlic rlurclt tlic lrc.rlrritlrtittrn
Masse'htntlassunBen atrfgcworfcnen Probltrnrc inirer.
halb dler ursprünglichen Frist niclrt gclöst wcrtlcn kiin.

l,l'nt,,r,,.ustaarcn könncn tlcr ru.t,rrr.ligor ll(.hiirtlc
'wcitergchende Vcrlängcrungsnrögliclrkcitcn cirrrriu.
nlen.

',,1,
Die Vcrlängerun6 is1 dcm Arbeitgrbcr vor Ä.blrruf dcr

'.ursprilnglichen Frist des Absatzcs I nrilrrrtcilcn untl
zu bQiründen.

. TEIL.IV

Schlußbcstimmungen

Artiktl 5

Dierc Richtlinic rchränkt nicht die Möglichkcir tlcr
Mitglildstaoten ein, für die Arbeitnehmer giinstigerc
Rech(l- oder Verwalttrngsvorschrifrcn aniu*,.,i.1.,t
oder llu erlassen.

Artiktl 6

(t) . Die Mitglicdstaatcn serzcn (lic erfortlcrlichcn
Rcchth- und Verwaltungsvorschriftcn in Krirft. unr rlir'.'" ser Rithtlinic binnen zwci Jolrrcn n:rch ihrcr lJcknrrni.

' gabe rlachzukommen. und unte rrichtcrr hicn.on unvcr.
ziiglich die Kommission.

(2) .Die Mitglicdstaitcn tcilcn rlcr Konrnrirsiorr rlcn
Vortlirut der Rcchts- und Vcru,;rlrtrngsrorsehrillt.rr
nrit, llie sic inr Anwcrrtlungsbcrciclr .licscr Riehrlirric
e rl assc rt.

Arri/rrl 7
t,i
lnncrf\alb von zwci Jahrcn nrch r\l'l.rrrf tlcr in Arrilcl
6 gerl'anntcn Frist. von zwci jrrlrrcn tilrcrnrin,,.!rr ri,r
MitSlicdstnaten clcr Konrnrission ;rllc zu'ccktlitnlirlrrrr
Angabcn, clamit die Konrnrissiorr fiit rlt'rr l{;rt einr.rr
Dcricltt (ibcr dic Anwurrlung tlicst.r l{ir, lrllirrie t,rstt,l.
k:n kttnn.

Arril,rl I
Diesc Richtlinie ist an clic Mirgliedsrnaterl gcrichtrt,

Gcscllchen rü Briisscl tm 17. Fcbnrnr 197.$.

l,n N.til,(n r/rr /(,tft.r

Dt'r Pt',i.'ilrnl
, 

R, RYAN

,iiii
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RICHTLINIE DES RATES

vom 14. Fcbruar 1977

zur Anglcichung dcr Rcchtsvorschriftcn dcr Mitgliedstaatcn übcr.dic wahrung von

AnsprüJhcn 4cr-Arbcitnelr,ncr bcim Ubcrgang von Untcrnchmcn, Ilctricbcn odcr Bctricirs'

tcilcn

(n/187/EWGI

HAT FOLCE,NDE RICHTLINIE ERLASSENDER RAT DER T,I'ROPAISCI{TN
GEMEINSCHAFTEN _

gestiirrt auf dcn Vertrag z.ur (lliilrtlttrrg dc-r Euro'
'lais"hen \üirtschaftsgcmoinsch:rFt, inEtrosondcrc auf
Arrikcl 100,

auf Vorsch'lag dcr Kommission,

nach'srcllungnahme dcs Europäisckn Parlaments (t),

nach Stellu,ngn'alvme des Virtschafts' lrnd Sozialauc-

schussos (r),

in Erwägung nachstehonder Gründc:

Die wirtsoh*ftl'icht Entwiclclrrng fiilr,nt ruf cinzclstaat'
licher und gemeinschaftlicher Bbonc zu Andcrungctt

in den Unternehmensstnrkturen, tlie sioh untcr andc-

rem aus dem Ubcrgang von Untcrncltntcn, Betrieben

oder Betriebstcilcn arrf oinon andcren In'haber durch
verragliche ÜrborträBrlnB odcr drrrch Vcrschmclzrrng

ergebcn.

Es oind Bestinrmungon nonvendig, die die Arbcit-
nehmelbei oinem Inhabenvechscl schiitzen und ins-

besondcre die Vahnrn'g ihrtr Änspriiche gewähr'

leisten,

Anwcndungsbercich rrnd Bcgrif(sbcstimrnurlgcr'l

Ärtikel 1

(1) Diesc Richtl'inic ist auf den Übcrgang vor; i'lr:tct'

nÄrn"n, Retricben oder Betriobsrcilen auf r:lneil

anderen Inha'ber durch vertra'gliche Übertragunp, oder

du rch Vcrschmelzu n g ramvend b ar.

(2) Diese Richnlinic üst nnwendbar' w€nn und sc,'r'r'it

sich das Untcrnshmon, dcr Betrk$ odcr der Beinirhs"

teil, das bzw, deliirborgeh't, inne rhalb.des rcrr'itoric lcn

Geitungsbcroiohs dcs Vc rtra'ges'bef in det'

(3) Dicsc Richdinic gilr nicht für -ceeschiffe"

Artikel 2

Im Sinne dieser Richrlinic gclten folgende Begrilfs'

bcstimmungcn:

a) Vcriirußercr ist iede nauünl'iche oder iur'istischc Pcr'

son, dic auf Grun'd cines ()bergangs im Sinnc dc'l

Aroikels 1 Atxarz I 'als 
lnhabcr rus dcm Untcr'

nehmcn, Bctriob ode r Bctni ehctoi I arr ss che i det'

b) Iirwcnber ist iode natünl'ichc oder iuri^snisohe Pcr'-' 
,on, dic a'uf Crund eines Ubcngangs^im-Sinne dcs

Artik"ls 1 Absatz 1 'als Inhaber in das Unterneh-

men, den Betnieb odcr Retriebstoil eintnitt'

c) Ventrcter dcr Anboisnehmcr sind die Arrbcitnc"h'

t.*"nr"*, nach dcn Rcchtsvorschriften oder <ler

Praxis dcr Migl,iedstaaten, nri't Ausnlhmc dcr

ttai,tgliedcr dcr ücnpahungs', lnitungs' oder Auf"

sichisongane ,ron Gesellschaften, d'ie diesen Orga'

ncn .in bori-ttun Mitgl'iedstaatcn als Arbeit'

nchmcwcntrcmr angehörcn,

TEIL I

Zwischen den M,itgl'icdsta'atcn bestclxn rin rbezug auf
dcn Un-rfang dos Arbcitnchmcrrlrutze.s auf dicscm

Gobiet wcitcrhin [Jntmschiode, die verniry;crt we]den
sol'lten.

Diesc Unrcrschk'dc l<önncrr s,ich atrf das l;'trnktionicron
de.s Ceme in s arm on M a rhtcs,u ntnittclbo r inl sw i rken.

Daher rmuß auf dic Angloichung der Rc',chtsvorsohrif'

ten in diesc.rn Beroich auf dem Wcge dcs Fortechritte
im Sinne des Artikels 117 dcs Vcrtragcs hingewirkt
wer'den - ,

(t) ABl. Nr. C 9J vom 28' 4' 1975,5.17.
(i) ABl. Ni. C zji vom 7. 11' 197.t' S. 25.
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(l) Die Rcchre ,und pflichrcn des Vcräuficrers aus
:in:I. zum Z.oitpunlot des üb.ogrngu l; Sinne desArtikcls I A,bsa,a 1 bestohcnden"nntiÄu.ntrag oder

f1lilvcrlrAI,tnis schen au,f Crund a., üU".g"ng, 
",*foen trrwerber i.iber.

Die Mitglicdsraarcrt könncn vorschen, daß dcr Ver_
äußercr auch nach dem UU..s""g--'l."iinn. do,Anikcls I Absatz I noben *1". d.*.iU..it. nfli"tr.n
aus cinom Anboitsver,tr,ag o<lcr  nb.ituu.ih;iltnis cin_
zustohen hat.

(2) 
ryr1.dcm. über,gang im Sinne des Anikels 1 Ab_satz I crhält der Erwerber die in einem rcoil"L,tiw.r-trag vcreinbarten Anbeitsbodhpun,g.n {r,i, zu der

I_Td. 11* oder. dom Ablauf i.i ri"lr"liwemrass
Dzw. :bts zum Inkr,,afttroten oder rbi,s zu dcr Anwcn-dung eines andercn t(ollektiuu"I.ö rn aä gleichen
flaß-e- aufr,echt, wie sie in dem fälf"tU*".trag fiirden Veräußerer vorgesehen ;;.;": - ''""""'

Dic Mitglicderaaten können den Zoirran_rm dcr Auf-rechtenhaltung der Albcitsbeclingu ogtJ",Lg.onr.n,
sofern dieser nick weni,ger 

".1, "i" 
j.niiü,ril,.

(.3) qi._ Abeäuc 1 und 2 gel,ten nicht frir die Rochte
dcr. Ärbeitnchmer auf Loiirungen il';I,;;, t,ei Ln_va.lidität'oder für Hintcrblioüie r," 

"ü,.i.tf;.n."
oder über.berniobliohen Zurrtru"r.ni;,";iffiilj
gen außerha I,b der gesorz lichen S1,s ton.'äJr"r-i, l.n
.S icherheit der Mitgtiedsr,aaten.

Die Mi'tglhdsraaten tmffen die notwencliscn Maß_nahmen- zum Schutz de.r Intercssc^ d;.-;;b".i;n.hn,.,
sowie der^Person€n, die zum Z"iqr,*,i.a J", UU.r_gar4s_im Sinnc dcs Arrtikots 1 Ä,k;; l-.U*-."ir., 

^u.dem 
.Bet ricb des Ve rä u ßer. ;,^., r;JJ;;a""l i"a, rin-sichtlich ihrcr Rcchte od", A;;;;".ir.f"r..Ä,. *,,f

l":!:lH:l bei Altcr, cinschl,icßt,ioh llirärä" rü,nrnrcr0ltebcncr au6. den ,in Unternbsatz I gen.nr,r.n
z"üsarzversorgu ngpoin richnr n gon.

TEIL II

Wahrung der Ansprüche dcr Arbcitnchmcr

Artikel 3

Artihel 4

Dic Miogl'iodsraaren könnon vorseh€n, daß Untcrat,-
eatz 1 aud einige ahgegrcnzte Gruffi von Arbeit-
nenmern,,auf die sich die Rcch,tworschrjfrn oder dic
Praxis dcr Mitglic&raatcn .auf dom Gobiü"at Xtin-
d'i gu ngsschu tzcs n icht erstrecken, koi *'n n **. na u n g
findct.

(2) Kommt es zu ciricr Bcendigung des Arbeitsver-
trags oder Anbei,rvcrhäl,tnisses, wc,il-der übcngang im
Sinne dcs Anikels I rtbsatz t 

"inc 
*er.nrfi.f," näa.-nung der Anboitsbedingu,ngen zum Xr.ii.il dcs

Arlbohnelrmers zur folgi fiat, .o f* a."on arßzrr-
gehon, daß <lic Deondigung .1., A.b.itr*rirrg, o,1..
Anbciteverhältniascs duich äcn erU"i g.ü.r-"r?Jtgt i,r.

Artikel S

(1) Sofern der BcniCb soine Selbständigkch behält,
blcibcn die Rechtsstell,ung.und die Funkior,'d., V..j
trutcr oder dcr Venreoung der vom ü,bcrgang im
Sinne des Andkels 1 .dhsatz r .b.trcffeien"A.b.i,-
nehmer crhalrcn, wie sh ,in den n."[*'i,na V.r.
waltu ngsvorsch ri,ften dcr Mhgl iod*..arn uo.g.r.h. n
e ind.

Unrcrabsatz I findet keine Anwendung, wenn gemäß
den Rechts-,und Vcrwa,lrrrne.uo.*h1f,i;,i'ä., a.,
Praxis der Miogl,iodsraaten die Bedingunfn fUr clic
Neutrcsrcllu,ng der Vermeoor der lrütnähmer oder
dic. Norrbilrdun.g der Vertrerung der Arboitnehr., .r_ftillt rind.

(2) Erlischt das Mandat drr Vcnrcter der vom Ubcr-,gang im Sinne des Anrikels 1 Abea,u 1 betroffenen
Alboknehmer auf Grllnd dcs übcrgang., .o g.f."n
für- diese Vcrtrcrer weitcrhin di. ni"h"Än- R..hrs-
und 

.Verwa I'tu ngsvor,sch rriften ocl e r der prra xü de r trl ; t.
'gl'redstaa ten vorgcseh enen Schu,zm a ßn a h mcn.

TEIL TII

Information und Konsultation

Artikel 6

(l) Dcr Vcräußcrcr und dr Erwcrber sind verpflich.
tct, die Vcrrrctcr der jcweiligen uon .ii., üb;;r;g' im. Sinnc des Artikcls I Absiu f t,.,rofün.n Arbeit-
ndhmcr übcr folgendes zu in,formier€n: 

- -

- den Grund fiir den übengnng,

- !i: rechtlichen, winschaftlichen und sozialcn
Folgcn des Ubergangs für dic A.hitnehincr,

- die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussichr ge-. nommenen Maßnahmen.

De_r Vcräußerer ist verpflichtet, den Vertrerern seincr
Arbeitnehmer diese Informatione,i r*iirri,is vor
dcm Vollzug dcs Ubcrgangs zu übermitteln.--'

f ) P:, Ubcrgang cincs.Unternchmens, Bomiobcs oderBetricbsteils stcllr als solcher fiir;;; ü""a;räIr", o.t..den 
.Erwcrber keinon c r" ;J r;; i;, aü,i"r'iTr, o,.r.Bcstirnmung steht cnvaigrn l(iir,tig;;;;,i ä". *ir,.schaftl,ichen, .technLschci n,1., 

.;.;:;isn,änir.i"n

Gründen, dic -{nderungen im B.r.iJi";;;;Jschäfti-
gung mit sich bringen, nicht cntgegcn.
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(2) Ziehen dcr Veräußcrcr bzw. der Erwertcr Maß-
nahmcn hinsichrlich ilrrer jcweiligen Arbeitnohmer in
Betracht, so sind sie vcrpflichrct, dic Vcrtreter i'hrer
jeweiligen Arbeitnehmer rechrr.eitig zu diesen Maß-
nahmen zu komultieren, ttm sine Übcrcinkunft anzu-
strcben,

I)er Envcrber ist verpflichtct, den Vcnretcrn seiner

Anbcitnchmcr diese lnformationcn rechtT.eitig zu

übernrineln, au'f ioden Fall atber bevor diesc Arbcit-
nehmer von dem Übcrgang hinsichtlich ihrer Bc'
schiltigungs- und Arbcirstrcdingung€n unmirtclbar
bctroffen werden.

TEIL IV

SchlußbcstimmunSen

Artikcl 7

Dicsc Richtlinic schränkt nicht die Möglichkcir dcr
Mitglhdstaatcn ei,n, für die Arbeirnehmer günstigerc
Rechts- odcr Vcrwa'ltrrngsvorschriftcn anzuwenden
oder zu erlassen.

Artikel I

(1) Die Mitglicdstaaten sctzcn dic cr'fordcrlichen
Rechts- und Venva'lrrr,ngsvorschrif ten in Krafr, ttnr

dieser Richtlinic ,binnen zwci Ja'hrcn nach ihrer ße'
kanntga'bc ttachzukommen, ttnd trrnterrichten hiervon
rrnverz.iiglich die Kommission.

(l) l);+ \lit*tlirr,lstrr:i:r tidltft .lcl Ki'*.nis'{('r! :r::
\\'.rlli:ut .Jrr \c;h is' tr nd \crrnirungsro::;:hril-len
nrit. .lic sic arrf .lcm ttntcr diesc Richtlinic fallen:len

G'ctrict crlasstn.

Artikel 9

(3) Dic Mitgliodstaatcn, deren Rcchts- und Verwal-
tungsvorschriftcn vorsehen, daß <lic Vcrtrcter der
Arbeitnehmer cine Schicclsstelle annrfen können, um
cine Entscheidurrg iiber hinsichtl,ich der Arbeitnchmer
zu treffende Maßnahmen z,tt crhriltcn, könncn die
Vcnpflichtungen gcmäfl den At>särzcn I und 2 auf
dc,r I:all beschränkcn, irr clcnr.lcr vollz.ogerrc ()rttcr-

5,,.. iirr; $;tr;g!,,.r ..1,;r:r,r,r19 l,;;,ir,-:{\t(1,. r\i$ \\{.lvl?
l', 

". 
*r,'1,,r'rlc i'r'rr , r,1r'A ,''il't,'ltir, lt,''r 1'ttrl .'1.'r .\rltt'ir-

n, lur('r rrrr litlFc lr.tlt,'rt L,ttttr.

l)ic Irrforrrrntiott trrt.l clic Koltstrlrirtion milsscn sich

r.tlrritrrlcst nuf tlic hinsichtlich dcr A/boitnchmcr in

Arrssicht genonlmctlcn Maßnnhnrcn erstrecken.

Dic Infornration trnd die Konstrltation müssen recht'

zeitig vor dem Vollzrrg dcr in Llntcra'bsarz 1 genann'

ten ßetriebsärrdcnrng erfol gen.

Inncrhalb von zwci Jahrcn nach A,blauf der in

Artikel 8 genannten Frist von zwei Jahren übermitreln

die Mitgliedstaaten 'dcr Kommission alle aweckdicn'

Iichen Ängaben, damit die Kommission für den Rat

cincn Bcricht iibcr die Anwcndung diescr Richtlinie

crstcllcn kann.
(a) Die MitglioCstaaten können die in dcn Absät'
t.n t, Z und : vorgcschcnen Vcrpflichtungcn au'f

Unternehmen oder Bctricbe bcschränken, die hin-

sichtlich der Zahl der beschä'ftigrcn Arbeitnehmer
die Voraussctzungen fiir die Wahl odcr Bestellung

eincs Kollcgiums rls Arbeitnehmcrvcrtrcnrng erfiillen'

(5) Dic MitglioCstaatcn könncn vorsehcn,. d,aß die

bctroffendcn-Arbeitnehmer für dcn Fall, daß os in
cinem Unternohmcn oder in eincm ßctrieb kcine Ver-

trcter der Arbcitnehmer gibt, vorher über den rrnmit-
telbar bevorstehenden Ubergang im Sinne des

Artikcls 1 Absrtz 1 zu infonmicrcn sind.

Artikel 10

Diese Richtlinie ist an dic Mitgliodstaaten gerichret'

Gerchchen zu Drüsscl lm 14. Fdbruar 1977'

Im Namcn des n)tr'
Der Präsident

J, SILKIN

)
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RICHTLINTE DES'RATES
vom 20. Oktober l9E0

zur Ängleiclu1s ctcr Reöhtsvorschriftcn der Ivlitgtiedstaaten {.rber dcn Schutz derA rbc i tn c h m e r b e i Za h I u n g,s u n f ä h ig k";i; ;; ; 
-Ä.ä i Ie ; u. ^

(80/e87/EU/c)

Nr. L 283/23

DER RAT DER EUROPAISCI{EN
GEMETNSCHAFTEN _

Bestützt euf den Vertrag zur .Grünclung der Duropä-
ischen Slirtschaftsgemeiiscna f r, i nsUesoidire aut Arti-kel 100,

auf Vonchlag der Kommission (r),

nach Stellungnahme des Europäischen parlamenrs (r),

nach Stellungnahme des !/irtschafts- und Sozialaus-
schusses (r),

in Erwägung nachstehender Gründe i . -

Es sind. Btstimmungen nomendiß, die die Arbeitneh_
mer bel Zahlunpunfähigkeit dcs Arbeitgebers schüt-ren und insbesondere diJ Zahlung ;trrer iifnicrttittten
Ansprüche unrer Berücksichtiguni 1., rvä*."aigl"i,
ciner ausgewogenen wirtsch.rtii.t.rin r,,na *ri.i.n Eu,-wicklung in der Gemeinschaft g"*äl,ri.irrc"."

?:r:l:-g:n Ä,tirgliedstaaren besrehen in bezug auf
:e?, umtlng. des- Arbeitnehmerschutzes auf diisem
\reDter wetterhin Unterschiede; es empfiehlt sich, aufdie Verringerung dieser unt.rr.t i.a.: ä;;;t;; arf rtasrunxtronreren des Gemeinsamcn Markrcs unnrittelbar
auswirkcn können, hinzuarbeiten

Daher muß auf die Ausgleichung cler Rechtsvorschrif-
ten in diesem Bereich ,r.,t d.nl f,rr"g. .J", iärirchrittsim Sinne des Artikets I t7 des v;;;.;;; ijng.*i,r,
werden.

Der Ärbcitsmarkt in Gröniancl unterscheidet sich we.gen der geographischcl 
.Lage ,"d d.;' ;;;;.it;gn n.-nrfsstrukruren dieses Gebie"t, g",nJl.gin,i'r"rn nr.beitsmarkt der andercn c.ui.rJ J.l ä?ä.inr.r.,.r,.

Sorrcit die Republik Griechenlan<l ab l. .fanuar IgBlcntsprechend der Akre über die ncaingunf;; .ie, n.;.tritts dcr x'epublik Grie.chenlanct ,na"aie' Arrpassun.
g-e1t..^1.r Ve.nräge_ Mirglied a., Eu.opair.Ä.n wirt.schaltsgemcinschaft wird, müssen in rlem Äni.ng a.,Richtlinie unrer der Bezeichnung ,C;.|i."'fr"rJ" die-
L.it:" Gruppen von Arbeirne;;;;; h";;n, *.r_
-o-.1,,_o.r.n 

Ansprüche gcmäß Arrikcl I Atrsatz 2 ausge.schlossen werden können _

HAT POLCENDE RIC}{TLINIE ERLASSEN

AT]SCTINITT I

Gelrungsbereich und Begriffsiestimmungen

. Artihel ,t

(l) Diese Richtlinie gilt für Ansprüche von Arbeir-' nehmern aus Arbeitsverträgen o,lei Arbeitsuerhältnis.t:n q.g.:n.Arbeitgeber, die zahlungsunfähig im Sinnedes.Artikels 2 Absatz t sincl.

(?l Die r\,titgliedstaaren können die Ansprüche be-snmmter Uruppen von Arbeirrtehmern wegen der be.sonderen Art des Arbeitsvertrags oder Arb"eitsverhälr-
nisses der Arbeitnchrner ocler wegen a., 

-n.r,.fr.n,
snderer Garantieformen, die d; ArUeiiner,rn.rn
einen..Schutz gewährleisten, der clcm ri.fr- rr',, .f i.r.,Krcnutnre ergcbenden Schutz gleichwertig ist, vom
Anwendu_ngsbereiclr <lieser Richilinie ausrlah,ns*eise
ausschließen.

Die Liste der in Untenbsatz 
.1. genannten Gruppen

von Arbeitnehmern befindct sich"im anhrng,
(3) Diese Richtlinie gilt nicht ftir Grönlancl. Diese

^usnahme 
wird im Falle einer !?eiterenr,wicklung derBerufsstrukturen dieses Gebiers titr..prtift.'-"'-

lll _,,rr sinn. di.,.,l:;:;i. *,,, ein Arbeitgeber
als zahlungsunfllhig, 

.

a) wenn 
.die Eröffnung eines nach den Rcchrs- undverwattungsvorcchriften des bcrreffenden Mit6liecl.

stdrtr, vorgesehenen Vcrfahrens über das Vermögen
des Arbeitgcbers zur gemeinschaftlichen Befriecli.
{rnp seincr.Gläubiger beanrrngt wcJrclen ist, das die
Deruckstcntigung dcr in Artikel I Absatz I genann.
ten Anspriiche gestattet, uncl c

b) wenn die aufgruncl cler genannten Rechts- und Ver-
walrungsvorschriften rr'otän.lige Dehtirde 

-

- entweder die Eröffntrng cles Verfahrens be-, schlossen hat,

- oder 
.festgestellt hat, daß das Unternehmen

oder der Berrieb des Arbeitgcl,." .iJgüiiig ,titt-gelegt worden ist uncl Jie Ve rmoiensmasse
nicht ausreichr, um die Eröffnung als Verfah_
rens zu rechtfertigen.

978, S. 2.
979. S. 26.
t979, S. t5.

t

(:l4p!. Nr. C t35 vom e. 6.

ljilBi: N;: 3 ii,Tfr',';t;
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n\ Diese Richtlinie läßt das einzelstaatliche Recht

Lczoglich der Regriffsbestimmung der 'Worte "Arbeit-
nehrier', "Arbeitgeber', "Arbeitsentgclt",'erworbenes
Recht" und "Anwartschaftsrecht" 

unberührt.

tritts der Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgeben
oder dem Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits-

vertrags oder des Arbeitsverhältnisses des Arbeit'
nehmirs wegen Zahlungsunfähigkeit des Arbeitge'

bers. In diesem Fall können die Mitgliedstaaten

die Zahlungspflicht auf das Arbeitsentgclt f üt

einen Zeitrairin von acht Wochen oder für meh'
rere Zeiträume, die zusammengerechnet acht !7o'
chen crgeben, tregrenzen.

(3) Die Mitgliedstaaten können jedoch, um.die Zah'
iung uon Betiagen zu vermeiden, die iiber die soriale

Zwfckbestimmung dieser Richtlinie hirrusgehen' für

die Garantie der Etfüllung unbefriedigter Ansprüche

der Arbeitnehmer eine Höchstgrenze festsetzen'

Machen clie Mitgliedstiaten von dieser Möglichkeit

Gebrauch, so teilen sie der Kommission mit' nach vel-
chen Methoden sie die Höchstgrenze festsetzen'

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten des Auf-
baus, dei Mittelaufbringung und der Arbeitsweise dcr

Garantieeinrichtungen iest, wobei sie insbesondere fol'
gende Grundsätze beachten :

a) Das Vermögen der Einrichtungen .muß vom Iie-

triebsvermögen der Arbeitgeber unabhängig und so

angelegt sein, daß es einem Verfahren bei Zah'
lungsunfähigkeit nicht zugänglich ist.

b) Die Arbeitgeber miissen zur Mittelaufbringung bci'
tragen, es ici denn, daß diese in vollem Umfang

duich die öffentliche Hand gewährleistet ist'

c) Die Zahlungspflicht der Einrichtungen .besteht 
un-

abhängig v-on der Erfüllung der Verpflichtungeri,
zur Mittelaufbringung beizutragen'

Artikel 3

(l) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit vorbehaltlich des Artikels 4 Garan'

tieeinrichtungen die Befriedigung der nichterfüllten
Ansprüchc dcr Arbeitnehmer lus Arbeitsverträgen

odei Arbeitsverhältnissen, die das Arbeitsentgelt für

den vor einem bestimmten Zeitprrnkt liegenden Zeit'
raum betreffen, sicherstellen.

(2) Der in Absatz I genannte Zeitpunkt ist nach

!üahl der Mitgliedstaaten

- entweder der Zeitpunkt des Eintritts der Zahlungs-
unfähigkeit des Arbeitgebers.

- odcr der Zeitpunkt der Kiindigung zwecks Entlas'
sung des betrcffenden Arbeitnehmers wegen Zah'
lungsunfähigkeit des Arbeitgebers,

- oder der Zeitpunkt des Eintritts der Zahlungsunfä-
higkcit des Arbeitgebers oder der Zeitpunkt dcr

Becndigung des Arbeitsvertrags oder des Arbeits-
verhältnisses des betreffenden Arbeitnehmers we-

gen Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers.

ABSCHNITT II

Vorschriften über die Gsrentieeinrichtrrngcn

Artikel 4

(t) Die Mitglicdsteaten können die in Artikel 3 vor-

gesehene Zahlunppflicht der Garantieeinrichtungen
begrenzen.

(21 Machen die Mitgliedstaaten von dcr Möglichkeit
des Absatzes ! Gebrauch, so müssen sie folgendes

sicherstellen:

- in dem Fall des Artikels 3 Absatz 2 erster Gedan-

kcnstrich die Befriedigung der das Ärbeitsentgelt
betreffcnden nichterfüllten Ansprüche fiir die drei

letzten Monate des Arbcitsvertrags oder des Ar'
beitsverhältnisscs, die innerhalb eines Zeitraums
von sechs Monaten vor dcm Zcitptrnkt dcs Ein'
tritts dcr Zahlungsunfähigkcit <les Arbcitgc[)crs lic'

- i;i:r Fall des Artikels 3 Absatz 2 zweirer c"a..-
kenstrich die Befriedigung der das Arbeitsentgelt
betreffenden nichterfüllten Anspriiche fiir die drei

letztin Monate des Arbeitsverlrags oder dcs Ar'
beitsverhältnisses vot dem Zeitpunkt dcr Kilndi'
gung zwecks Entlassung des Arbeitnehmers wegen

Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers ;

- in dem Fall des Artikels 3 Äbsatz 2 drittcr Gedan-

kenstrich die Bcfricdigung der das Arbcitsentgelt
betreffenden nichterfiillten Ansprüche fiir die acht'
zehn letzlen Monate des Arbeitsvertrags oder des

Arbeitsverhältnisses vor dem Zcitpunkt des Ein-

ADSCHNTT III

Vorschriften tiber die soziale Sicherhcit

Artiful e

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die Artikel
3, 4 unJ5 nicht ftir die Beiträge der Arbeitnehmer ttl
den einzelstaatlichen gesetzlichcn Systemen der sorit'
len Sicherheit ocler dei betrieblichen oder tiberbetrieb'

lichen Zusatzversorgungseinrichtungen qußcrhalb der

einzetstantlichcn gcictzlichen Systcnrc dcr sozialen Si'

cherheit gelten.

Artihel 7 
,

Die Mitglicdstaaten treffen die nor'wendiSen Maßnah'

-"n, uä sicherzustellen, daß dic Nichtzahlung an

ihre Versichenrngsträger von Pflichtbeiträgen zu den

einzelstaatlichen geseizlichen Systcmen der sozialen

Sicherheit, die vöm Arbeitgeber vor Eintritt seiner

Zahlungsunfähigkeit geschuldet wsren' keine Nach'

teile fili die Leistungsansprtiche der Arbeitnehmer 8e'
genüber diesen Versicherungsträgern.mit sich bringt,

ioweit die Arbeitnehmerbeitragsanteile von den ge'

zahlten Löhnen einbehalten worden sind.
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Artihel I2
Innerhelb von echtzehn Monaten nach Ablauf der inArtikel t I Absatz I vorgeschen.n f.irt 

"oi-lecf,runa-d_reißig Monaten iiberm-itteln clie Miigliedst'r-rten,1.,
Kommissiön , alle zweckdienlichen Ä"g.iü, arrni,die Kommission für den Rat .in.n b.r?.t i'rlber ,llc
Anwendung dieser Richtlinie ersrellen k.;;.

ArtiAel tJ
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedsraaten gerichret.

Geschehen zu Luxemburg em 20. Okiober 19g0.

Im Namen des Rates

Der Prdsiden 
i

J. SANTER

. llrtihcl g

Die Mitglicdsraa?efl ys1g6q/issern sich, daß die rlorwen-
digcn MalSäahmen zum Schutr der lnteressen der Ar-
beitnehmer sowie der Ferconen, die zum Zeitpunkt
des Eintdtts der Zrhlungsunlähigkeit des ArbJtjcbcn
aus dessen Unternehmen oder betrieb bcreiis nusge-
schicden sind, hinsichtlich ihrer crworbencn Rechte
oder Anwartschaftsrechte auf Lcistungen bei Älter, ein-
schließlich Lcistungen für FlinterblieLene, aus tretrieb-
Itchen oder überbetricblichen Zusatzversorgungsein-
ri.chtungcn eußerhalb der einzelstaatlichen'nesetzli-
c-hen .Systcme der sozialen Sicherheit getrofiln wer_
den.

.. des Bestehens besondcrcr Bindungen zwischcn,. dem Arbeitnehmer und..dem fi;;;;;;..^und ge.,' meinsamer Interessen, die sich in .l?.itcorturion
zwischen dem Arbeitnehmer und dem Aibcitgeber
eusdr0cken, nicht gerechtfertigt ist.

Artihel t t
() . Oi. Mit6liedstaaten erlassen die erlorderlichen
.f 

.:trq- u nd Verwa I ttr n gsvorsch ri f t.n,r'r-- die*r R ich t-Irnre innerhalb von sechsunddreißig Monaten nachihrer Bekanntgabe nachzukommenl Sic- äcn dicKommission trnvcrzilglich clnvon in f.n,..rnis.
(2) .Die Mitgliedstaaten teilcn der Kommission <hnwortl6ut der Rechts- rrnd Verwoltungsvorschriften
mit, die eie auf dem unter diese Richtlfi-ie-lattenacn
Gebiet erlessen.

ABSCHNITT IV

'Allgcmcine und Sch!ußtrestimmungen

rihel 9
Dicsc R,ichtlinie schränkt nicht die Möglichkeit dcr
Mtgliedstaaten ein, für dic Arbeitnet -i. fiinutig.r.Rechts- oder Ver*altunpvorschriften anl,.,wenclen
oder zu erlassen.

Artihcl t 0

Diesc Richrlinie sreht nicht der Möglichkcir der Mit-
glicdstanten entgegen,

a) die zur _Vermeidung von Mißbräuchen r,otwenji-
gen Mrßnahmen zu trcffen ;

b) qie ii nnjtil 3. vorgesehene Zahtungsplicht oderdte in Artikel 7 vorgesehene G-aiantiepflicht
rbzulehnen oder einzuschiänken, *.nn ,i.t, ir.r.ur-
stellt, daß die Erfüllung der Verpflichirni'*"g.n

,(
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ANHANG

Gruppcn von Arbcitnchmcrn, dcrcn Anrpdlchc gcmlß Artikcl I Äbsetr 2 vom Anwcn-
dungsbcrcich dcr Richtlinie rusgcschlosscn we1dcn könncn

t. Arbcitnchmcr mit einem ArbcitivcrtmS odcr Arbcitsverhilltnis bcsondercr Ärt

A. GRII]CHENL,\ND

Der Kapitän und die Mitglieder der Besetzung eines Fangschiffes, wenn und soweit sic in
Form einer Ecteiligung an den Gewinnen oder dcn Bruttoeinnahmen des Schiffes entlohnt

wcrden.

B. "I'RLÄNI)

l. Heimarbcitcr (d.h. Personen, die zu Hrusc im Stücklohn arbeiten), sofern sie lteincn

schriftlichen Arbeitsvertrag habcn'

2. Nahe Verwandte des Arbeitgebcrs, die keincn schriftlichen ArbcitsvertraS haben und dcrcn

Arbeit sich auf eine Privatwähnung oder einen landwirtschaftlichen Betrieb bezieht, in der

bzw. dem det Arbcitgcber.uhd diese nahen Verwandtcn wohnen.

J. Personen, die normaletweisc weniglr els achtzehn Stunden in dcr S(/oche von cinem oder

. mehreren Arbeirgebcrn bcschäftigt wcrden und dic ihren Lebensunterhalt nicht hauptsäch'

lich .aus den Einkünften dieser Bcschäftigung bestreiten.

4. Personcn, dic in der I;ischerei zu Saisonarbeit, zu.gelcgentlicher Arbeit.oder zu Teilzeitar'
beir eingestellt sind und.in Form einer Beteiligung am 'Fangergebnis entlohnt werden.

5, Dcr Ehcgatte des Arbeitgebers.

C. NIEDERLANDE

Hausangestellte, die von ciner natürtichen Person beschaftigt werclen und an weniSer als drei

Tagen in der Voche ftlr dic betreffendc natürliche Pcrson srbcilcn'

D. VEREINIGTES KöNIGRNICII

l. Dcr Kapitän und die Mitglicdcr der Besatzung cincs Fangschiffcs, die in Form einer Beteili'
gung an rlen Gewirrncn oder dcn Bruttoeinnahmen dcs Schiffes cntlohn( werden,

2. Der Ehegarte des Arbcitgebers.

ll. Arbcitnehmcr mit sndcrcn Gnrrnticfortncn

A. GRIECI{ENLAND

Die Bcsotzungcn von [{ochseeschiffcn.

B. IRLAND

L Fcstangcstellre und pcnsionsberechtigtc Arbcitnehmet örtlichcr odcr sonstigcr öffcntlichcr
Behörden sowie ölfcntlicher Vcrkchrsunternchmen,

2, Pensionsbcrechtigte l,ehrcr an National Schools, Secondary Schools trnd Comprehcnsive

Schools sowie an Lchrerbildungsanstalten,

3. Festangestellte und pcnsionsberechtigte Arbcirnehmcr privaler Krankcnhäuscr, die vom

Finanzministerium finlnziert wcrdcn.
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C. ITALIEN

l' Ärbeitnehnrer, dic Lcistungcn nrch den vonchriftcn 0ber dic Lohngarantie bei wirtsche frti.chcn Schwierigkeiten dcs Unt.rn.hrnens eiälten.
2. Bcsrtzungen von Seeschiffcn.

D. VEREINTGTES KöNIGREICH

l' Eingerragene Dockrrbciter, ausgenommen diejcnigen, dic ganz ocrer heuptsilchrich eineArbeit leisren, die nichr die Aibeit .ines Dockrrbeircrs ist.

2. Desatzungcn von Seeschiffcn.

Nr. L 283/27
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Anrtsblatt der Euo'oJrxischcn Genreirrsch;rfr-crr Nr (_ 2e7ll

''': 
könrren vor nllcnr aris dcr räurnlichcn Bcgrcrtzuttg

nach Stellungnahme des l:iuropiischen Perlrmcnts, äi.r.,. U"i.rri.t'',,,,.,fr- un(l Anhörur.,gsrcr[;il.,r"n rc-

;;i;;;.;
in Erwägung nachstehender Grtinde

Der Rat hrt am 21,

0ber ein soz-i:rlpolitisc
nommen.

J
h

rnurr 1974 dic Entschlicßung
cs Aktionsprogranrm (') angc-

'Diclc 
Bchancllungsuntcr$chicdc wirken sich auf cl;rr

- f un[,loni..en cles" Gemeinsamen Mr rktcs u rr m ittclbe r

';;;: .;;i cs ist deshalb notwendig, hicr durcir '\nglci-'
flru'no d", Rechtsvorschriften im Sinne cles I:ort-

t.ttriüi gemrß Artikcl ll/ dcs Vertrrgcs r\[rlrilfc zu

schaffen.In einem Ccmeinslnren M:rrkt, in dem dic Volkswirt-
schrftcn eng miteinander verflochren sind, ist es f(lr ''

<Jie h;rrronüchc Entwicklung der wirtsclr;rftlichen I'l- |

tigköit von wesentlicher Bedeutung, drß alle Untcr-
nehmen nn dicselbcn Verpflichtungen gcgcnübcr dcn ,

von ihter Entscheidung bctroffenen Arbeirnehmern, Dicsc Richtlinie lttgt sich in dic Gesamtheit <ler RicJrt'

.'. linien und Richtlin-ienvorschläge ruf dem Gcbict des

.' Gesell.schaftsrechts und des Artreitsrechts cin *(') ABl. Nr. C ll vom 12, 2. le74' S l
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Dicsc Richrlinie bctrifft

A N'i(/I]NDUNGS B T,RE,ICI I BECRIFFSBESTIMM UNCIiN

Artiket I , 
' ',,b).,,U, tc n, c h n1 e n t le i t u n g

der'odcr <lie [-eiter cincs [.lnternchnrcns nlt.lr .lt,nrRccht <les
licgt;

Steetc.s, <lcrn rl:rs LJrrtcrrrchrrrclr urr(t,r-

ttung eirres IJrrttrrrch nl c n.s

:,-,;' , I

- in 'I'eil II die Verfrhrcn z_u U
Anhörung von Arbcitnehme rn, d ie in eirrcm Mit, ,. '.
gliedsta:rt dcr Gemcinsclraft von cinern Untcrncl\- c) Iin ttc/rcidunprzct, tntn,men beschäfrigt wcrtlcn, <l

edstaat oder in
I'.n tsch e id u ngs- der Ort, nn dcm <lic Le

csscn
zcnIrum in cincnr an<lcrcn lvl itgli

ihre Aufg:rbcn tatsäclrlic h rvlhrninrrrrt.einem Dritrland liegt;

(

- in Teil III die Verfahren zur Unterrichrunp und ., ,,, ,'. .,,,,.
Anhörung der Arbeirnehmer, die ,r, Ä"*.iar"* ,i ,'" l, .i Artikcl Jgelangen, wenn ein Unt.rn.i rn"n l" .;"..'.j"r;l ..,,:1;i{ :: .. ,

ge.n Mitgliedstaat uber rnehrere B.tri"b. o,JJ...-;n',,,'] '.t.."'.lm Sinne dicser Richrlinie sincl hcrrsc6cntle Un-. oder mchrcre 'foclrreruntcr".rr"r." 
".rr,iit 

'r"6' 
;;l.t , t.qn.t ,n.n solche, .li. ,,;f ;;;.;c unterne6nrcn, cliewenn sein Entscheidurrgszentrurn in cJemsclbcn '.1' ,. ; sogenannlcn 

. lochterunter;;i;;.", einen 6c6crr-, . Nlitgliedstaar licgr. """1"'" j: ,,', r.ü.nd.n f;nfluß austiben.
. r '!i,,. :

'r ' , Arrilee/ 2 i. r":" t Z' 1'o.ht.rrnternchmen sincl Unternehmerr, bci clc-

Im Sinne dieser Richtlinie gerten ars: . ,'..',1:.i,r; ;:Lifi."ttrschendc 
Urrternehmin unmitrclbrr oclcr

t) Arbeitnehrr-rr,rirr,r,) 
o"'"" ''"'.'' 

'-;: ,', i. "l 'uu.i.a,. M-c-hrheir d.. s,;n,',n.,.n 
'erfügt, tric mir

crie in Artiker 2 Ruchstabe c) der ni.'trtt;nieli: "t' l.tär;:1 ,flxternehmerr 
rusgegebenen r\nrcilcn

77/187/Ev/G dcs Rrrcs vom 14. Fcbrurr Dl:; ;-;"r::,i-",:. I i 
-.'"-:.'

. 
Angleichu.ng dcr I{cchtsvorschriften a.. rr4lr"l;.j_',ij.,' ri <tder'staatcn über die vrlrrung von Ansprttcillf:1it.i,': or'mindesrcns die Flrlfte der Mitgrieder des Verr*rl-Arbeitnehmer beim überg.ng "." ü;;;;;;l,men,,,j1,;i . t. trngr-, Le.istungs_ od.,. nufrifl'',rsorgxns dcs lJ'rer_.Betrieben oder Betriebs,.;i.n iiy g.,,.n,r,",-, vcrtr"j'.i,," : r nl'ir?r,e'nr.lr.n.r.,n.n. klnn, sofe rn diese Nlirglicrlerter dcr Arbeirnelrrner; - r , iiil'äi: Mehrhcit .t.. S;i;;;;.hte verfügcr.

.'rEILIr., i

Die Leirung eines hcr.rschcnrlen Untcrnclrrrrcn,rni, ,I:ntscheirlu ngszenrrunr ;" .;".",, v iigi"är,..'J'.r.,. c.-mcinsch.:rft und mit einem orler rrrchreren .l.ochrer_:...
unrernchnren in mindcstens einem 

";rJ,:;;,; M;,;ii:;: ,,

st.rir hnr ubcr die Leirungc. d.;'i:";i;,;;;n',.rn.t,r.n
die A rbcitnehmervertr.r,.,. 

^ 
ll",j,i- 

"".,.r,,,ir1.f,r."
mir mindestens too Ai-l,eirnchn,e;;,1;'i";'äcmein._
schaft gem:tß Artikel 5 z.u urrtcrricl't,.n rnj'r;f gemäßArrikel 6 anzuhören.

UNTEITRICTITUNC UND ANIIÖRUNG I
Arrikel 4 

: ''-

Arrikel j

'': !''' '
N TRANSNATIONA LEN UNTERNEHIVI EN

D.ie 
.l-eirung eines' herrschcnclen Unternchmensmindestens hatbjihrtich,i;; -;.;;;,;;;"1'i;.,.

. Tochterunternchmcn in <Jcr Gcrrreinsclr;rft gcn;ruc
zweckdicnliche Infornrationcn, dic 

"in,1.r,iir'.f.l"li nlt<'tvon det T'ltigkeit des herrscihc,',d..; ü;;;;rt lr nrcns
. und serner sllrntlichen'l'ochtergesellsclrlfren 

1;t,lrsn,z-u (!bermirteln.

2: . Dic Informationen rn0ssen lich insbesondcrc he"zichen aufr

i; aii Sirrttur und <iie Bclegschaft,

b) die wirtschafrliche uncl finanz.ie lle I_age,

c) die Geschäfts-, Produktion.s- und Absatzl.se cow.c
ihre.voraussichtliclre Hnr*icklr',ng,

d) die Beschlftigung.slage und ihre voraussichrliche.'J trntwlcklunß,

' e) (ie Prbduktions- ünd Investitionsprogrilmnre,

I lt .die Rationglisierungsvorhabön,

I

h at

j,. 
, 

r.

ir

(') ABl. Nr. t.6l vom 5. l, I9z7,S.26.
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g) rl ic Arbcirsrneth()(len rin<l l:crti1',tr n J',svcrfnlr ren, ins'

bcsonrlcre die Einfttltrunß neuer t\rbeitsrncthodcn, i , 
'

Ir) :rllc Vorgänge trn<l Vorlr:rben, welche tlic Intcres-, 1"'.t,

sen rler Ärt .ltn.hn,., \\'cscntliclr bcrtihren könncrr' .:. l'."
i ': "jji 

'

l. Dic l.citung icdcs 1'ochtcrulltcrncltnlclrs ist ver- ';,': 1'

pflielrrct. tlicse Irrfornr:lti(rrrcll rrrrvcrriil;liclr ,rrr tlie ' r.

,\rlreittrehrr't''t'\ ('rlr('ler tlicscs [.lrttclrrclrtttctrs rt cirerz'u- i .

uncl ihrc Slcllurrgrr:rlrrnc irrrrcrlt:rlb cittct' l:rirt votr

mintlcsiens 30'l'rgen einzuholen'

4. Könnte nlch Auff:rssung dcr Vcrtrctcr tlcr '\r"
heitn"ltm.r- tl ic gcpl:r nte I:ntsijl'ciclu n g tlcr'cn Ilcselri f '

tiornor- odc. Ä.ltcitstrcdingrrngcrr unnrittcl[r:rr bctin-

ffitta". so ltlt tlic l.eittrng tlcs'l'ttclrtcrrttltcrttclttrtctts
sre ltrtz.uhörett, ttttt citte Iinigurrg ü[tcr tlic fur.tlic '\r'-

beit rrcltrire r gcplr ntcn lr I I ßrrrlr nrcn lrc rlrc i z tr I ii h rcn'

(

- die . ftir diese Arbeitnchrncr 'ins Auge gefaßtc

' . . Maßnahmenl
t' 

,

2.', 1 1)'. 'nnhörung nach Artikcl 6 gilt urrter glcichcn
'VomussetzuÄgen auch fiJr d:rs in Absatz' I gcrrnnnte

Organ dci Arbeitnehmervcrtrr!u ng'

'2. i' .Bci den'Entscheidungen ge rnrß Absatz I hendelt
'.es sich vor lllem um Entscheiclungcn (iber:

a) die Stillegung oder Verlegunß eincs Rctriebs odcr

wcscntlicher Betriebsteilc,

b) wcsentliche Einschrinktrngenv Ii.*citetungen odei
Andcrungen dcs Bctricbsz-u'ccks,

c) g.rundlegende Andertrngen tler Betriebsorg:rnisr-

tloll,

d) dic Aufnrhnre o<lcr Beerr<ligtrng eihcr lrngfristigcn
Zuslmmcnr rbcit rn it I ntlelctt (Jltternch rnc n'

i.' Dic l.eirung icdcs T'oclrtcruntcrncltmcns ist vcr'

nflichtet, diese infornrxtiorlen den Arbeitnehntcrver'
ir.,.rn cliescs Unternchntcns unvcrziiglich zu crteilen'

'' 1.i r.'' Ein V.rt.etungrorgan allcr Arbeitnchnrcr clcs

; .| , i.r.s.h.nd.n Unteinch-mens und seincr 'l'ot htcr'

: 
' 
, ,ni.tn.hmen innerhnlb dcr Gcnrcinschnft krnn tlttrclt

'''l:, Vereinbirungen zwischen der ['eitung tles herrsclren'
I r,,.,.: dcn Unterne'ht.ns und den Arbeitnehnrcn'crtrctcrn

- ili''acschaffcn wcrden,

' 'i:'Vird ein solchcs Orgnn gcschlffcn, so findcrr tlic \b-
''" 'slltze I und 2 Anwcndung.

Artikel tt

Sorgt dic I.citung eincs herrscltcnde n Untcrnclrmens'

.Jesien Entscheidi n gsz-entru m au ße rh alb <l er Cc nrc i rr -

i.h.it l,;.gt und das'einen beherrschendcn Ilinflufi :ruI
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Arnslr

, ,i,.,... l.45. ;' ii '.\.':. L.t ' : . "i
lati tlcrr $uropxischcn ci nsclr r fte nGcnr 15. il. r{c

'ii
UNT.ERRICFITI.JNG UND AN}IÖRUNG EITNEHMER VON UNTER NEtI]VlENMIT KON,IPI-F]XER STRTJKTUR, DEREN IDUNGSZENTRUM IN D E]\I LANDLllrC"I', IN DtiM DIE AttB MER BESCtrArTrc.r strvo

:

,'

,Lt
.ir'

,..

':(j 
":''i 

t ' j'' ''"':'. . Arrikct t0. , , ' 
.:1; ,i 

iii:l: ;,., ry ai.ln"tionatisierungsvorhnbcn,

?io L.'lyng einäs hcrrsclicn,Jcn un,.rn.l,r.nr'l'|j.I', t,, d'icArbeiismerhoden und Ferrigungsvcrfrlrrcn, ins-' Entscheidungszentrunr.in einern rr,tilgu..ll .., i., ö;i :' ' 1", :., lgqo"derc die Einftthrung n"r., Aib.i,rr.,t.,,,,t.n,

nfi* ;: : L l +:rl; f .t kiil*t, li*irir' i i,l l r ;: lrilfi :il* "y 
*::::r r ;rl;,,i r l; ;:r; :

nehmcrvertreter aller 'l'ochtcrunter".f-'r.^ ,ii",ni"_ 
' ;,':: .1, 

t. 
, 
^.

i:n:1,','?,1ffi::,1n';l} iffdlT :lfi I I I :, ;.,,*'fi [*;*::i:;;i"t;;f ;, #ir*i,;il jl, li,anzuhörcn

. , ',,,1-', . ., i: ;iri .; ,.,t'111t^
;' ; r"' ':ri.;l;;,..'i."., iii'.
:... ,, Arti,he! ll '

t 
'L:.'i9,:,Leirung,ei,ncs, 

herrschendcn unrcrnchmcn; ititi'll: Informationen u..lr Ärrr.ir I und 2 zu gcbc., s.
."" nrtt'mlndcstcns hrlbjlhrlich dcn Lcirungen ihr.i., i,il 'll, 

d" Leitu.ng des herrschendcn Unrcrnt.t.,,.,.,.,,, Ji.r,.: 'Tochreruntcrnehmcn 'in a.r öor.l"r;i;;i,";.;,;'.li:: '' 
li,Auskunft. ,l.ii nru.i,".i'r.*.r,r.,..,, :ruf Ärfrngcj; 

lyectdienliche Informrtionen, <rie .ii.r.",i"r,?r"niij,,.r;,i..tu crteilcn.

i;'uuer. cte 'fltigkeit des herrschenden Untern.lrnr.nr;;t,'i.1:::,;'! .' :,:.i

"1 
und:5einer sämtiichcn T'ochrergcsciisch;riren ';.t.;;;li,i;'.5. r':D;e Mitgliedstnsten er!r.sscrr rngcrncsscr;c _(rrrf_.'izu übermitteln. it,'ir .i un.r.hrii,.n'ä;-;;; r;ii,'irä' a'. in <Jicscrrr ,\rrikclr ''' ; " , 'i 

vorgescltriebenc vc,pftii'l'tung verlerzr wirtl,2. . 
:Diar" lnformnrionen mussen sicl, inslresonrlcri , 

:, bezhhen ruf;

' a) dic frruktur un<t cric Dcrcssrrraft' ,' 
' 

'''i, 
,: I 

'f{rircr von der ,r::r:: r,:^'rrherrschcnrren unrcr-, b) dic winschaflliche uncl finanzielle l.rgc, -, ',u,.'; ; ,..rr-""r ej'nc das gesirnre oder einen er;cblichen.l.eil
r) 'dic 

oesihäfrs-, proctuktions- rrntt Absarzt,rgeS*.,.1 
'., lil.l;ffi:::o;i .Y;...;:t;:::r:lf";*:rl::::;ihte voraussichtliche I:ntwickltrng; 

" ' " , ' ,, .' ;;;;;essen dcr Arbcitnehmer .*.esentrich 
rrertihrcno) 

f::-h:leftigungslnge unil ihrc vornussichtlichc . kr;.,;; i;. ist dicses Unrcrnehnren verpflichrcr, dcr t.ei-untwlcklunß' tung jedcs seincr Tochrcruntcrnchnrcn in .t,rj C..
e) die proctukrjons- u.<r rnvesritin,,rnrnr,..,,,,,,., 

' 
, ' 

: llili:"ijl,H:l:j::l'/,t,,i,::j;ll]:{;:U*"llll:
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15.rr.80
Nr. C:e//z

t

, 
I ', ,., 

"

die rachtlichcn, wirtschnftlichcn uncJ 'o'i'lcn 
'l ,

i';]*";'J;;-irn,.r.h.i,l,,,rg f iir <lif ,bcrmIfcncn Ar-, 'i,'
lrcitrrehmer, .',

- 
tlic liinsichrliclr <liescr Arbcitnel'rx'r irr Aussicht

gcrtirmntertc,t Mlßtrllrrncrt. t.

- dic Gründc fur dic gcphtrtc I:ntscheirlurrg,

cs sich vor'al.lem um [:ntsclrcitlurrgcn i']bcr

' Mitclicdstaatcn :lnßemcsscne Strafvorschri[rcn' Sic

' oatri,i insbcsorrtlcre'.lcrr Vcrtrctcrtt tlcr 'orl tlcr lt'rtt-

, t"lfr"ia""g bctroffcnen Arbcitrtclrrncr. tlls Ilccht' bci
'aan Cari.tt,en odcr tlcn lrit:rztr crrttrchtigttrt irrrrcr-

,,"",ti.lt.n llchttrtlcrr M;r lln;r hrnc n ztr r \\/'tlr rrr rr 1i i h rc r

' lrrtcresscn zu [relntr,rgclt'

f

llcgung
oder w

odcr 'Vcrlcgtrrrß
Betrieb$ esentl ichcr [Jetriebstei'l'c,

Einschrlnkungen, [:irw

Bestelrt irt eincnt
A rbc i t n eh mc rve rt rc t tl n I

': i. nls dcr dcs 'l'ochtcrun

Inform:rtionen naclt A

Arbeitnchnrer
I'ocltte ru ntcrn ehmen betreffcn, dicsem Orgrrr iibcr

mittelt.

Mitglictlstrrr cin Orgrrr dcr

,ruf einer höhcrcrr l:lrenc

. t,,.

tlrriktl I J

Artikcl l4

ternchntctts, so u'crtlt'tt tlic

rtikcl l l, sowcit sic tlic

allcr :ruf tlicsc Vcisc vcrtrcl('r'r( rr

b) iesentlighe
Andcrungcn des Betriebsz.wccks,,

c) g,rundlegcnde Anclcrurigcn dcr Betriclrsorga.nisr'

Leitung jcdes Tochtcr(rnternehnl
dicsc Inform:rliorten derr Arbcit

' Die'Anhörttng gemlß Artikcl l2 gilt rtntcr tlcn

cichen Vorattssctz-t'l,rgerl :ruclt
n dcr Arbcitnchrnervertretu n g

, Venn ein Vertrctungsorg rn lllcr Artreitrrchnrcr

i.s' herrschentlen Untcrnehmcns und sei ner Toclrtcr-

fttr drs in Abs;rtz I

ft niclrt l,c-

n. Vird cirr

L Die ens rst ver-

p fl ichtet, lrchmeryert ,

'u 
n te rneh men innerhiltt dcr Gcmeinsclr:r

tretcrn d icces Unternehmens trnverz.ilglich zu erteilen 'rcius durch äie nationale Cesctzgc bu rrg vo rgeschcrt

und ihrc Smllungnahme innerltllli, 'ciner Frist vorr t5t, . so kann cs clu'rch Vcreinbrrungen z' wischcn tlcr

Leitu n g dcs hcrrschcrtdcn Untcrnchnrens trnd dcrr.\r
bcitnehmervcrtretern ges chnfferr rr'erdc

'"' solchcs' Org;rn gesch:rffen,

.' un.l 2 Anwcrrtltrng.

so findcn dic Atrsitzc I

4. Könhte nach Auff:rssung der Vertrerer cler

Arbeitnelimer rlie geplantc [t.rrtscllcitltrrrg tlercn Bc-

schtftigung's- oder' Arbcitsbb<lingtrngcn unrrritteltrlr
lrecirrflusscn, so h:rt die l.cittrrrli tlus ''l'trchtelurltcr-
nclrntens sie rnz.trhiircrr' (rrrr cinc I:iirigung iiIrcr dic

ft-ir die Arliitnchmer gcplrntcn Maßn':rhnrcn lrcrbci-

z-uführen,

5. Ilrtcilen die l.citungen tler'I'ochtcr[itrrcrnchmen
den Vertrc,torn ihrer Arbeitnehmer nicht dic, in Absatz'

3 vorceschricbenen lnforrnltiottcn odcr nclrrrren sic '

nicht ilie in Absetz- 4 vorgesclrricborc Anh{!rtrrrß vor'

so könnrn die Arbcitnchlrlcrvcrtr(rlcr tihcr Sontlcrbc-

iuftragte iFf latrng.n mit (lcr l-eirung tl{s- lrerrscht'n1

den Untetpeltlmcns rufnchmcn, tltn ilicsc' Inklrnr;rtio-
ncn zu örhalten un<l gcgcl,crrr:rrfillr cirrc Lirrigtrng

uber die Ttlr cJic bctroffcrrcn t\rbcitrlchrnc'r g('Pl:lntcn

lrl a ßnrh merr.tnr.ustrcbc n.

l. . Die - I-eitung cines tJrrtcrnchmcrrs' rlcsst'n

Entschci,lt,ngrzcnrirnt iu cincrn Mitglicdstl;rt tlcr

citcinsrhaä liegt unrl dirs übcr cincn oder nrelrr('rc

Bctriebe in nlin,i.st"ns einem lnderen Mitglie<lrt:r:rt

;;;iü, hit ttlrer tlie Betricbsleittrng dic Vr:rtrctcr tlcr
,ll.lcgl.lhtft.n :rller rlieser llctricbc, dic irr <lcr

ö.tl;ntrt'n[t ntinclcstcns 100 Arbcitnchrncr hcrclrnf -

"g,'", 
g"t.rn Artikel I I zu unterriclrtctr trrttl gt'rntl{

, Artikel t2 ;rnzrrh(trcn.

6 l:ür de
vorgeiic

n Flll der Vcrtetztrrrg rlcr irr'<licscrrr Arti-
lrriebcnen \/crpfliclrrtrrrgcrt crlrsscn tlic

2. Zwccks Anwen<lung diescs Arrikcls sirrd irr

Anikcl l0 his lJ dic Begriffe ,,herrscltendcs ljrrtcr'
nchnrcn" durch,,Unterttclttrlctt" und,,'['oclttcrtllll('r-
rrclinrcu" rlrrrch,,ilctricb" z.u cr.sctzen'

kcl



Nr. C 297llt Anrtslrlltt der 15. I t. 80

L Die Mitglicrlsr;rrtcrr scrzcrr rlic crfor<lcrlichen
Rechts- und Verwrltunßs\,()rschrifrcn in Krnft, um.,: , Artikel tg
diescr.R.ichtlin.ie bis spt{rcstcn.s (r) nrchr.rrkonrmcn. Sie , 'i :.

unterrichtc'n tlic Kornrnission urrverz.(igliclr hi'crvorr.,1'; i : ,,. Dic3e Richtlinicl ist rn ;rlle lv,titglictlstratcrr 13<.rit.;tcr

(') Atll. Nr,.1.48 vom 22. t.
(') Dcr Zcirpunkr, s,irrl br,i

<lurcl, <lcn ll;rr cin,,:r,rcrzr

t9l5, S. 29,

Vt'rrl,rthictltrrrn,lcr Richrlinic

.i


